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232. Sitzung 

Bonn, den 31. März 1976 

Beginn: 13.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, die Sitzung ist eröffnet. 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne Ver-
lesung in den Stenographischen Bericht aufgenom-
men: 

Der Vermittlungsausschuß hat in seiner Sitzung am 11. März 
1976 die nachstehenden, vom Deutschen Bundestag am 16. Januar 
bzw. 12. Februar 1976 beschlossenen Gesetze bestätigt: 

Vierzehntes Strafrechtsänderungsgesetz 

Gesetz zur Änderung des Kapitalverkehrsteuergesetzes 
(KVStÄndG 1975) 

Gesetz zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Fünfzehntes Strafrechtsänderungsgesetz 

Gesetz zur Änderung des Bundeszentralregistergesetzes 
(BZRÄndG) 

Seine Schreiben sind als Drucksachen 7/4928 bis 7/4932 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 19. 
März 1976 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Vogel(Ennepe-
tal), Dr. Miltner, Berger, Biechele, Dr. Riedl (München), Gerster 
(Mainz), Thürk, Spranger, Kunz (Berlin), Freiherr von Fircks, 
Dr. Wittmann (München), Gerlach (Obernau) und Genossen betr. 
Krankheitsbeihilfen im Beamten-, Richter- und Soldatenrecht 
(Drucksache 7/4572) beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck-
sache 7/4920 verteilt. 

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat mit Schreiben vom 
17. März 1976 mitgeteilt, daß die nachstehende Vorlage vom 
Rat der Europäischen Gemeinschaften abgelehnt wurde und sich 
dadurch ein Bericht an den Deutschen Bundestag erübrige: 

Verordnung (EWG) des Rates zur Angleichung der Dienst- 
und Versorgungsbezüge der Beamten der Europäischen Ge-
meinschaften und der sonstigen Bediensteten dieser Ge-
meinschaften (Drucksache 7/1999) 

Der Präsident der Monopolverwaltung für Branntwein Berlin 
hat mit Schreiben vom 24. März 1976 den 

Geschäftsbericht der Monopolverwaltung für Branntwein 
Berlin sowie die Bilanz mit Gewinn- und Verlustrechnung 
der Verwertungsstelle für das Geschäftsjahr 1974/75 (1. Okto-
ber 1974 bis 30. September 1975) 

übersandt. Der Bericht wird als Drucksache 7/4939 verteilt. 

Wir treten in die 

Fragestunde 

— Drucksache 7/4926 — 
ein. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Justiz auf. Die Frage 1 ist von dem Herrn Abge-
ordneten Dr. Sperling eingereicht: 

Ist die Bundesregierung bereit, die Mindestgrenzen für die 
von den Versicherungen zu deckenden Schadenssummen für aus-
ländische Pkws, die in der Bundesrepublik Deutschland fahren, 
so zu erhöhen, daß in der Bundesrepublik Deutschland von sol-
chen Fahrzeugen angerichtete Schäden auch tatsächlich abge-
deckt werden können und geschädigte Bürger dieses Landes 
nicht gezwungen werden, sich an mittellose ausländische Fahrer 
zu halten? 

Zur Beantwortung dieser Frage steht Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär Dr. de With zur Ver-
fügung. — Herr Staatssekretär. 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Justiz: Für die Mindestdeckungssummen in 
der Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung gelten nach 
§ 4 Abs. 2 des Gesetzes über die Haftpflichtver-
sicherung für ausländische Kraftfahrzeuge und Kraft-
fahrzeuganhänger vom 24. Juli 1956 für ausländische 
Kraftfahrzeuge die gleichen Bestimmungen wie für 
inländische Kraftfahrzeuge. Diese Mindestver-
sicherungssummen sind zuletzt durch Verordnung 
vom 23. Juli 1971 mit Wirkung vom 1. August 
1971 erhöht worden, und zwar auf 500 000 DM für 
Personenschäden, 750 000 DM für Personenschäden 
bei mehreren Geschädigten, 100 000 DM für Sach-
schäden und 20 00 DM für Vermögenschäden. Damit 
ist sichergestellt, daß in aller Regel ein ausreichen-
der Schutz der Geschädigten bei Kraftfahrzeug-
unfällen gewährleistet ist, gleichgültig, ob diese 
durch Ausländer oder durch Inländer verursacht 
worden sind. 

Der Umstand, daß in seltenen Ausnahmefällen 
die Mindestdeckungssummen zur Deckung des ge-
samten Schadens nicht ausreichen, rechtfertigt eine 
generelle Heraufsetzung der Mindestversicherungs-
summen nicht, da der Zweck einer Pflichtversiche-
rung nur darin zu sehen ist, eine Versicherungsdek-
kung sicherzustellen, die für den Regelfall zur Ent-
schädigung des Verkehrsopfers ausreicht. 

Für eine Heraufsetzung der Mindestsummen spe-
ziell für Ausländer besteht kein rechtfertigender 
Grund, da von diesen Personen keine größere Ge-
fährdung im Straßenverkehr ausgeht als von ver-
gleichbaren Inländern. 

Die Bundesregierung beobachtet jedoch die Ent-
wicklung sorgfältig und wird die erforderlichen 
Schritte unternehmen, wenn die verkehrstechnische 
Lage oder die wirtschaftlichen Verhältnisse eine 
Heraufsetzung der Mindestversicherungssummen in 
der Kraftfahrzeughaftpflichtversicherung verlangen. 
Eine solche Änderung der Mindestversicherungs-
summen würde dann auch für ausländische Kraft-
fahrzeuge kraft Gesetzes gelten. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Dr. Sperling. 

Dr. Sperling (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es 
nicht auch nach Ihrer Ansicht nicht ungewöhnlich, 
daß etwa ein ausländischer Lkw, vor allen Dingen 
wenn er möglicherweise Öl geladen hat, das aus-
fließt, einen Hausbrand mit einem Sachschaden von 
mehr als 100 000 DM anrichtet oder einen Unfall 
verursacht, der teure Bergungsmaßnahmen notwen-
dig macht? Sollte man also nicht für Sachschäden 
an eine Erhöhung der Mindesthaftpflichtsumme den-
ken? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Bei den von mir 
genannten Zahlen handelt es sich um Mindest-
deckungssummen. Die Erfahrung lehrt, daß viele, ja 
wohl die meisten Kraftfahrzeughalter eine höhere 
Deckungssumme versichern. Der HUK-Verband hat 
auf Rückfrage erklärt, daß Schadenfälle nicht be-
kannt sind, bei denen die Deckungssummen nicht 
ausgereicht haben. Gleichwohl — das habe ich 
gesagt — wird weiterhin beobachtet, was insoweit 
anfällt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Sperling (SPD) : Herr Staatssekretär, wären 
Sie bereit, von mir eine Aufstellung — die ich Ihnen 
innerhalb von 14 Tagen beschaffen werde — über 
solche Fälle entgegenzunehmen, in denen die Dek-
kungssumme nicht ausgereicht hat? 

Dr. de With, Parl. Staatssekretär: Aber sicher, je-
derzeit. Ich darf hinzufügen, daß es eine Verordnung 
über die Beförderung gefährlicher Güter auf der 
Straße gibt sowie ein entsprechendes Gesetz aus 
dem Jahre 1975. Danach ist es schon möglich, bei 
der Beförderung gefährlicher Güter von seiten der 
zuständigen Behörden im Einzelfall besondere Maß-
nahmen zu treffen, auch höhere Versicherungssum-
men zu verlangen. Auf Grund dieser Bestimmungen 
wird zur Zeit geprüft, ob weitere Maßnahmen erfor-
derlich sind. Entsprechende Anfragen an die Länder 
sind im Jahre 1975 herausgegangen. Ein umfassen-
des Bild konnte sich die Bundesregierung bisher 
jedoch noch nicht machen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Staatssekretär, ich danke Ihnen für die Beantwor-
tung der Frage aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Justiz. 

Die Frage 2 des Abgeordneten Lenzer aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie wird auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als An-
lage abgedruckt. 

Der Abgeordnete Prinz zu Sayn-Wittgenstein-
Hohenstein hat die von ihm zum gleichen Geschäfts-
bereich gestellte Frage 3 zurückgezogen. 

Im Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau hat der 

Abgeordnete Höcherl — den wir hier sonst heute 
zum Geburtstag hätten beglückwünschen können — 
um  schriftliche Beantwortung der von ihm einge-
reichten Frage 81 gebeten. 

(Wehner [SPD] : Beglückwünschen Sie ihn 
schriftlich!) 

— Machen wir. — Die Antwort wird als Anlage ab-
gedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung auf. Die Fragen 35 des 
Abgeordneten Dr. Müller (München), 36 des Abge-
ordneten Lenzer und 37 des Abgeordneten Braun 
werden auf Wunsch der Fragesteller schriftlich be-
antwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Auch die Fragen 100 und 101 des Abgeordneten 
Schluckebier aus dem Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für wirtschaftliche Zusammenarbeit wer-
den auf Wunsch des Fragestellers schriftlich beant-
wortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe nunmehr den Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten auf. Zur Beantwortung der Fragen steht der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär Logemann zur 
Verfügung. 

Wir kommen zunächst zur Frage 26 des Herrn 
Abgeordneten Dr. Sperling: 

Auf welchem Weg ist es sichergestellt, daß bei der Verordnung 
über die Berufsausbildung zum Tierwirt vorn 10. März 1976 (Bun-
desgesetzbl. I S. 514) bei den in der Anlage zu § 4 in Abschnitt 
VI „Fünftes Ausbildungshalbjahr" unter lfd. Nummer 2 aufge-
führten zu vermittelnden Fertigkeiten und Kenntnissen besonders 
bei Buchstaben c [Kürzen des Schwanzes (im Sinne des § 5 Abs. 3 
Nr. 3 und 4 des Tierschutzgesetzes)] und bei Buchstaben e 
[Absetzen des krallentragenden letzten Zehengliedes bei Mast-
hahnenküken (im Sinne des § 5 Abs. 3 Nr. 7 des Tierschutz-
gesetzes)] den Auszubildenden die nötigen medizinischen Kennt-
nisse vermittelt werden, um den Anforderungen des Tierschutz-
gesetzes zu genügen, und liegen zu den angesprochenen Rege-
lungen der Verordnung bereits Stellungnahmen von Organisatio-
nen vor? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Logemann, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Kollege Dr. Sperling, die Ausbildung zum Tier-
wirt zielt darauf ab, eine Fachkraft heranzubilden, 
die alle in einer Spezialrichtung der Nutztierhaltung 
anfallenden Arbeiten selbständig erledigen kann. 
Hierzu gehört auch, daß der Tierwirt in der Lage 
ist, bestimmte für den Nutzungszweck notwendige 
Eingriffe an Tieren vorzunehmen, die nach den 
rechtlichen Bestimmungen nicht unbedingt von 
einem Tierarzt übernommen werden müssen. Der 
Ausbilder von Tierwirten, der in der Regel eine 
Meisterprüfung in der Nutztierhaltung abgelegt hat, 
besitzt auf Grund seiner gründlichen Berufsvorbe-
reitung und seiner Erfahrungen die notwendigen 
Fertigkeiten und medizinischen Kenntnisse, um die 
genannten Eingriffe sachgemäß, d. h. auch unter Be-
rücksichtigung der tierschutzrechtlichen Bestimmun-
gen, durchzuführen und die Auszubildenden ent-
sprechend anzuleiten. 

Ich halte es für sinnvoll, wenn die Auszubildenden 
im Rahmen der überbetrieblichen Ausbildung zu- 
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sätzlich von Tierärzten oder tiermedizinisch vorge-
bildeten Fachkräften entsprechend unterwiesen wer-
den. 

Zu den von Ihnen angesprochenen Regelungen der 
Verordnung liegen keine Stellungnahmen von Orga-
nisationen vor. Die bei der Erarbeitung der Verord-
nung beteiligten Sozialpartner, Verbände und Lan-
desdienststellen haben sich mit dem Inhalt der 
Verordnung einverstanden erklärt: 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Dr. Sperling (SPD) : Herr Staatssekretär, wundert 
es Sie nicht auch, daß die Tierschutzverbände an-
gesichts der grauenerregenden Beschreibungen in 
dieser Ausbildungverordnung noch nicht protestiert 
haben? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Das wundert mich 
eigentlich nicht; denn diese Beschreibungen sind seit 
langem Gesprächsstoff gewesen, z. B. auch in den 
Beratungen über das Tierschutzgesetz. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Keine 
weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe die Fragen 27 und 28 des Abgeordneten 
Dr. Ahrens auf. — Der Abgeordnete ist nicht im 
Saal. Die Fragen werden schriftlich beantwortet. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Die Frage 29 der Abgeordneten Frau Dr. Riedel-
Martiny wird auf Wunsch der Fragestellerin schrift-
lich beantwortet. Die Antwort wird als Anlage ab-
gedruckt. 

Ich rufe nunmehr die Frage 30 des Herrn Abge-
ordneten Löffler auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß im innerdeutschen Han-
del verstärkt Blütentopfpflanzen aus der DDR nach Berlin (West) 
zu einem Preis geliefert werden, der weit unter den Gestehungs-
kosten vergleichbarer deutscher Gartenbaubetriebe liegt, und was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun, um auf diesem Gebiet 
einen unverfälschten Wettbewerb und damit den Bestand von 
rentablen Betrieben aufrechtzuerhalten, die durch Einräumung 
von Dumpingpreisen durch die DDR ernsthaft gefährdet sind? 

Herr Staatssekretär. 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Löff-
ler, in den ersten Monaten des Jahres 1976 sind in 
größerem Umfang Azaleen zu — gegenüber den 
Vorjahresmonaten — fallenden Preisen nach West-
Berlin geliefert worden. Diese Bezüge aus der DDR 
waren Gegenstand von Gesprächen mit Vertretern 
des Ministeriums für Außenhandel der DDR auf der 
Leipziger Frühjahrsmesse 1976. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß sich die DDR nach diesen Ge-
sprächen entsprechend dem Berliner Abkommen 
auch bei ihren Lieferungen von Blütentopfpflanzen 
künftig an den Marktpreisen der Bundesrepublik 
Deutschland orientiert. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu

-

satzfrage. 

Löffler (SPD) : Herr Staatssekretär, was gedenkt 
die Bundesregierung zu tun, um in diesem Rahmen 
dafür zu sorgen, daß ein wirksamer, unverfälschter 
Wettbewerb herrscht und dadurch die rentablen Be-
triebe in Berlin erhalten bleiben? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Löff-
Ler, es ist versucht worden, die Möglichkeiten der 
Bundesregierung, soweit welche bestanden, auszu-
schöpfen. Diese Möglichkeiten sind im Wege der 
Gespräche, die ich soeben angedeutet habe, auch 
ausgeschöpft worden. Dadurch ist es auch gelungen, 
über die Weihnachtsfesttage hinaus zu einer Rege-
lung zu kommen, die, wie ich glaube, damals zu 
keinen großen Beanstandungen Anlaß gegeben hat. 

Eine Schwierigkeit liegt aber z. B. darin, daß es 
sich bei der Einfuhr von Blütentopfpflanzen um 
einen Alleinbezieher handelt; auch das erschwert 
unsere Situation etwas. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Löffler (SPD): Wäre die Bundesregierung gegebe-
nenfalls bereit, durch eine Kontingentierung der 
Liefermengen für ein Ende der Alleinbezugsrechte 
und der Dumpingpreise in diesem Bereich zu sorgen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Wir werden uns 
auch in dieser Hinsicht bemühen, zu noch besseren 
Regelungen zu kommen, obwohl Kontingente nicht 
ganz einfach durchzustehen sind. Das ist ja auch 
vom Marktbedarf abhängig. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
in der Lage, mir den zeitlichen Ablauf Ihrer Ver-
handlungen darzustellen, zumal uns schon vor drei 
Jahren anläßlich eines Besuchs des Ernährungsaus-
schusses in Berlin von den betroffenen Blumenhänd-
lern vor allen Dingen die Einseitigkeit des Handels-
verkehrs geschildert wurde? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Der zeitliche Ab-
lauf ist so gewesen, daß wir uns immer dann einge-
schaltet haben,  wenn hier Wettbewerbsverzerrungen 
gegeben waren. Der letzte Stand ist der, daß wir in 
der vorigen Woche anläßlich der Leipziger Frühjahrs-
messe noch einmal ein Gespräch mit den zuständigen 
Stellen in der DDR geführt haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 31 des Abgeordneten Eigen auf: 

Wie wirkt sich die Umstellung der Indizes für landwirtschaft-
liche Erzeuger- und Betriebsmittelpreise auf das Basisjahr 1970 
anstatt 1962/63 aus, zumal in der Bundesrepublik Deutschland 
durch die Aufwertung der DM 1969 die Agrarpreise 1970 beson-
ders niedrig waren? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Die Umstellung 
der Agrarpreisindizes von der bisherigen Basis 
1961/62 bis  1962/63 bzw. 1962/63 = 100 wurde vorge-
nommen, um den Warenkorb wieder den tatsäch- 
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lichen Verhältnissen anzupassen. Die Wahl des neu-
en Basisjahres 1970 erfolgte in Anpassung an die 
anderen Preisindizes — z. B. Preisindex der Lebens-
haltung, Index der industriellen Erzeugerpreise — 
und entsprechend der mit den EG-Mitgliedsstaaten 
getroffenen Vereinbarung, die darauf hinzielt, eine 
notwendige Vergleichbarkeit der Indizes in der EG 
herzustellen. 

Die Änderungen in der Zusammensetzung des 
Warenkorbs gegenüber dem bisherigen Basisjahr 
haben nicht dazu geführt, daß die Indexergebnisse 
ein grundlegend verändertes Bild der Entwicklung 
zeigen. Die Indizes auf neuer Basis ergeben jedoch 
für die Erzeugerpreise wie für die Betriebsmittelprei-
se überwiegend etwas geringere Veränderungsraten 
als die Indizes auf der bisherigen Basis. Diese Tat-
sache wurde bereits bei früheren Umstellungen und 
auch bei den Neubasierungen der übrigen Indizes be-
obachtet und dürfte im wesentlichen dadurch zu er-
klären sein, daß sich die Nachfragestruktur im Laufe 
der Zeit zugunsten der Produkte mit verhältnis-
mäßig niedrigen Preissteigerungen verschiebt. Die 
Umbasierung auf 1970 hat jedoch auf die Ermittlung 
von Preisveränderungsraten an Hand der neuen 
Indizes keinen Einfluß, weil der neue Index auf der 
Basis 1970 = 100 auch für die Jahre 1968 und 1969 
bereits veröffentlicht worden ist, so daß auch Ver-
gleiche mit Jahren vor 1970 angestellt werden kön-
nen. Im übrigen wird neben dem Index ohne Mehr-
wertsteuer auch der Index mit Mehrwertsteuer ver-
öffentlicht, der ja den Aufwertungsausgleich in Höhe 
von 3 % des Umsatzes einschließt. 

Die Bundesregierung ist der Meinung, daß die 
getroffene Entscheidung, die Agrarpreisindizes auf 
das Jahr 1970 umzustellen, zu einem sachlich ver-
tretbaren Ergebnis geführt hat. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Eigen (CDU/CSU) : Sind Sie, Herr Staatssekretär, 
bereit, der Öffentlichkeit auch mitzuteilen, daß die 
Agrarpreissituation im Jahre 1970, wie im zweiten 
Teil meiner Frage gesagt, besonders schlecht war, 
daß dies in dem Agrarbericht des Jahres 1972, wo 
ja das Wirtschaftsjahr 1970/71 beschrieben wird, 
klar zutage tritt und dadurch eine völlige Ver-
schiebung der Indizes zugunsten der Landwirtschaft 
und damit ein falsches Bild in der Öffentlichkeit 
entsteht? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, die Unterschiede sind in der Tat nicht so 
groß, wie Sie anzunehmen scheinen. Ich will Ihnen 
hier zwar nicht allzu viele Zahlen vortragen aber 
doch wenigstens einige: 

Gegenüber dem Vorjahresmonat betrug im Okto-
ber 1975 bei den Erzeugerpreisen der neue Index 
+15,7, der alte Index +18,6. November 1975: +16,7 
neu, +18,8 alt. Dezember 1975: +19,8 neu, +21,2 
alt. — Bei den Betriebsmittelpreisen lagen die Zah-
len etwa wie folgt. Oktober: +5,7 neu, +7,0 alt. 
November: +5,3 neu, +6,6 alt. Dezember: +5,3 
neu, + 6,5 alt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Eigen (CDU/CSU) : Aber die Basis ist eine völlig 
andere. 

Jetzt meine zweite Frage, Herr Staatssekretär. 
Man hat seinerzeit zwei Wirtschaftsjahre genom-
men, um für den Vergleich eine breitere Basis zu 
bekommen. Jetzt will man nur das Kalenderjahr 
1970 als Basisjahr heranziehen. Ergeben sich aus 
dieser Einengung des Basiszeitraums nicht Ver-
unsicherungen in der Darstellung? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, ich meine, daß das nicht so ist. Denn wir ha-
ben im Jahre 1970 etwa eine Mittellage zwischen 
Jahren mit günstigeren und Jahren mit weniger 
günstigen Verhältnissen gehabt. Außerdem habe ich 
gesagt, daß hier auch Zahlen bezüglich 1968/69 vor-
liegen.  

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Kollege Löffler. 

Löffler (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie jede 
irgendwie geartete Vermutung zurückweisen, daß 
die Bundesregierung dieses neue Basisjahr nur ge-
wählt habe, um zu besseren Indexzahlen zu gelan-
gen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich glaube, das 
habe ich soeben schon deutlich gemacht. Dazu ist es 
nicht gewählt worden. 

(Zuruf des Abg. Löffler [SPD]) 

Im übrigen war eine Umstellung berechtigt. Gerade 
hinsichtlich des Warenkorbes war sie eigentlich seit 
langem überfällig. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 32 des Abgeordneten Eigen auf: 

Wie hoch wurde der Grenzausgleich wegen der Abwertung des 
französischen Franc festgesetzt, reicht die Höhe aus, um Wett-
bewerbsnachteile für die deutsche Landwirtschaft zu vermeiden? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Nach der Frei-
gabe des Wechselkurses des französischen Franc 
wurde unverzüglich der Grenzausgleich für Frank-
reich nach den Regeln des gegenwärtigen Grenzaus-
gleichssystems festgesetzt. Als prozentuale Basis für 
die Errechnung der Ausgleichsbeträge gilt die Wäh-
rungsabweichung des französischen Franc gegen-
über dem Durchschnitt der verbliebenen Blockwäh-
rungen. Für die erstmalige Festsetzung der Aus-
gleichsbeträge ab 25. März 1976 wurde danach ein 
Grenzausgleich von 2,6 % festgesetzt. Dabei wurde 
berücksichtigt, daß der „grüne Franc" mit Wirkung 
vom 25. März 1976 um 1,4 % abgewertet wurde. Bei 
einer Veränderung der Abwertungsrate erfolgt auto-
matisch eine entsprechende Anpassung der Aus-
gleichsbeträge. 

Der Grenzausgleich für Frankreich gilt ausnahms-
los für alle Agrarerzeugnisse, die dem nunmehr 
seit fast fünf Jahren bestehenden Grenzausgleichs- 
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system unterliegen. Wettbewerbsnachteile für die 
deutsche Landwirtschaft können damit vermieden 
werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Eigen (CDU/CSU) : Nennen Sie Verzögerungen von 
14 Tagen, wie sie neuerdings auf seiten der Euro-
päischen Kommission auch bei der Abwertung der 
italienischen Lira vorkommen, normal? Waren nicht 
bisher acht Tage der Zeitraum, innerhalb dessen ein 
Grenzausgleich bei Paritätsveränderungen festge-
setzt werden mußte? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ja, aber gewisse 
Verzögerungen gibt es praktisch immer. Ich kann 
nicht ausschließen, daß bei Verzögerungen zeitweise 
auch Nachteile entstehen können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

' Eigen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hat die 
Bundesregierung bei den Verhandlungen in Brüssel 
über die Neufestsetzung des Grenzausgleichs anläß-
lich der Abwertung des französischen Franc auch 
einmal wieder ventiliert, ob nicht — wenn schon 
der Grenzausgleich offensichtlich doch eine Dauer-
einrichtung sein soll, wie sich jetzt bei der Abwer-
tung des Franc wieder erwiesen hat — weitere Pro-
dukte zu einem Marktpreis in den Grenzausgleich 
einbezogen werden sollten? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, Sie wissen, daß die Bundesregierung immer 
wieder Vorstöße in Ihrem Sinne gemacht hat. Aber 
Sie werden genauso wissen, wie schwierig es ist, in 
den Verhandlungen den jetzt bestehenden Grenz-
ausgleich in der Form, wie er beschlossen worden 
ist, überhaupt durchzuhalten, so daß es außerordent-
lich schwierig ist, den Warenkatalog noch zu erwei-
tern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich lasse 
noch eine Zusatzfrage des Abgeordneten Dr. Früh zu. 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, teilen 
Sie meine Meinung, daß der Handel die acht, zehn 
oder vierzehn Tage, die er infolge der zu späten 
Festsetzung des Grenzausgleichs Zeit hat, nutzt, um 
zum Schaden der deutschen Landwirtschaft große 
Mengen der in dieser Zeit verbilligten Produkte in 
die Bundesrepublik zu bringen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Früh, ich muß dazu doch wohl noch eine genauere 
Antwort geben. Nach der Freigabe des Wechselkur-
ses des französischen Franc wurde unverzüglich 
der Grenzausgleich für Frankreich nach den Regeln 
des gegenwärtigen Grenzausgleichssystems festge-
setzt. Als prozentuale Basis für die Errechnung der 
Ausgleichsbeträge gilt die Währungsabweichung  

des französischen Franc gegenüber dem Durchschnitt 
der verbliebenen Blockwährungen. Für die erst-
malige Festsetzung der Ausgleichsbeträge ab 
25. März 1976 wurde danach ein Grenzausgleich von 
2,6 % festgesetzt. Dabei wurde berücksichtigt, daß 
der „grüne Franc", wie ich schon ausgeführt habe, 
mit Wirkung vom 25. März 1976 um 1,4 % abgewer-
tet wurde. Bei einer Veränderung der Abwertungs-
rate erfolgt automatisch eine entsprechende Anpas-
sung der Ausgleichsbeträge. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 33 des Abgeordneten Dr. Früh auf: 

Kann die Bundesregierung Meldungen bestätigen, daß Impor-
teure, Verarbeiter, Verteiler und Handelsorganisationen im Hin-
blick auf die zu erwartende Kautionsregelung seit Wochen pflanz-
liches Eiweiß für Futtermittel nur sehr zögernd abgegeben ha-
ben, um für hohe Lagervorräte den Kautionsaufschlag dem Ab-
nehmer unberechtigterweise in Anrechnung stellen zu können, 
und wenn ja, welche Folgerungen wird sie daraus ziehen? 

Herr Staatssekretär und Herr Abgeordneter Dr. 
Früh, wünschen Sie eine Verbindung der beiden Fra-
gen? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich kann die bei-
den Fragen zusammen beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Dann 
rufe ich auch die Frage 34 des Abgeordneten Dr. 
Früh auf: 

Trifft es weiterhin zu, daß durch verschieden und pauschal be-
rechnete Höhe der Kaution, uneinheitliche Einsetzungstermine, 
Nichteinlösung der Kaution, durch entsprechenden Einkauf von 
Magermilchpulver totale Verwirrung bei den Landwirten als End-
abnehmer herrscht, und sieht sich die Bundesregierung deshalb 
in der Lage, durch eine Modellrechnung den Gesamtzusammen-
hang zwischen der Kaution für das pflanzliche Eiweiß und dem 
entsprechenden Abbau der Magermilchpulvervorräte so darzustel-
len, daß Mißbrauch, weil durch jeden Abnehmer nachprüfbar, 
nicht möglich sein wird? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Früh, die Bundesregierung kann nicht bestätigen, 
daß der Handel und die Verarbeitungsbetriebe vor 
dem Inkrafttreten der Kautionsregelung Eiweißfut-
termittel nur zögernd abgegeben haben. Nach hier 
vorliegenden Informationen haben die Betriebe viel-
mehr vor dem Inkrafttreten verstärkt gearbeitet und 
die Produktion gesteigert, um den Wünschen der 
Landwirtschaft auf schnelle Lieferung von Futtermit-
teln, die noch nicht mit Kaution belastet waren, ent-
sprechen zu können. Es kann jedoch nicht ausge-
schlossen werden, daß auf Grund der verstärkten 
Nachfrage nicht alle Kaufwünsche erfüllt werden 
konnten. 

Die Kautionsregelung beruht auf folgenden Daten. 
Die Kaution beträgt beispielsweise für eine Tonne 
Sojaschrot rund 27 Rechnungseinheiten. Auf Grund 
eines Einspruchs der Bundesregierung ist zu erwar-
ten, daß bei der Umrechnung des in Rechnungsein-
heiten festgesetzten Kautionsbetrages in D-Mark 
die währungsbedingten Unterschiede durch die An-
wendung eines Korrekturfaktors berücksichtigt wer-
den. Danach ist zu erwarten, daß der Kautionsbetrag 
für Sojaschrot endgültig nicht 93,89 DM, sondern 
voraussichtlich 78,24 DM je Tonne betragen wird. Je 
Tonne Sojaschrot sind 50 kg Magermilchpulver ab-
zunehmen. Auch hier wird der Korrekturfaktor an-
gewendet, so daß der Kaufpreis für 50 kg Mager-
milchpulver nicht 90,78 DM, sondern voraussichtlich 
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75,62 DM betragen wird. Nach dem Kauf und der 
Denaturierung des Magermilchpulvers wird die 
Kaution wieder freigegeben. Die tatsächliche Be-
lastung für den Abnehmer ergibt sich dann aus dein 
Unterschied zwischen dem Kaufpreis für das Mager-
milchpulver und dessen wirklichem Verarbeitungs-
wert. Der Futterwert von 50 kg Sojaschrot dürfte 
mit 20 bis 22 DM anzusetzen sein, so daß sich ohne 
Berücksichtigung der Denaturierungskosten je Ton-
ne Sojaschrot durch die Ankaufsverpflichtung eine 
Belastung von 53 bis 55 DM ergibt. 

Die Kautionsregelung — das müssen wir zuge-
ben — hat in den ersten Tagen tatsächlich erhebliche 
Unsicherheit in den Markt getragen. Dies hatte vor 
allem folgende Gründe. Der Ministerrat mußte, da 
einige Mitgliedstaaten nicht in der Lage waren, die 
Maßnahme zu dem ursprünglich vorgesehenen Da-
tum, dem 16. März 1976, anzuwenden, den Zeitpunkt 
des Inkrafttretens auf den 19. März 1976 hinaus-
schieben. Wegen der Eilbedürftigkeit hatte der Mi-
nisterrat den Mitgliedstaaten außerdem für eine 
Übergangszeit die Durchführung bei der Einfuhr in 
nationaler Zuständigkeit vorläufig überlassen. Die 
vorläufigen Regelungen der Mitgliedstaaten sind in-
zwischen durch die Verordnung (EWG) Nr. 677/76 
der Kommission rückwirkend abgelöst worden. 

Ich bitte um Verzeihung, daß ich eine so lange 
Antwort gegeben habe. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Dr. 
Früh, haben Sie eine Zusatzfrage? 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Ja, Herr Präsident, denn 
diese Materie ist schwierig. Die Bundesregierung 
kann also nicht bestätigen, daß Eiweißfuttermittel 
nur zurückhaltend abgegeben wurden. Herr Staats-
sekretär, in der Praxis ist man jedoch ganz anderer 
Meinung. Sehen Sie eine Möglichkeit, bei Betrieben, 
insbesondere bei Verarbeitungsbetrieben, die Ei-
weißfuttermittel wirklich zurückgehalten, in Reser-
velager umgepumpt haben und jetzt nach der Kau-
tionsregelung sehr große Mengen abgeben, nach-
zufassen und zu überprüfen, ob die Kautionsrege-
lung nicht zu Lasten des Endabnehmers mißbraucht 
wird? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Früh, uns sind solche Fälle im einzelnen noch nicht 
bekannt. Wenn uns solche Fälle genannt werden, 
könnte man vielleicht entsprechend appellieren. Wir 
haben aber kaum Möglichkeiten, hier einzugreifen, 
sondern wir sind, wie ich glaube, tatsächlich auf den 
Wettbewerb zwischen den Futtermittelfirmen, zwi-
schen Landhandel und Genossenschaften angewie-
sen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wären 
Sie bereit, von seiten der Bundesregierung, um die-
sen Wettbewerb zu fördern, diese verwickelte Mate-
rie deutlicher darzustellen und eventuell sogar Kal-

kulationsbeispiele darzulegen, damit der Endver-
braucher, also der Landwirt, der sich in diesem 
Durcheinander nicht mehr auskennt, wirklich einen 
Maßstab erhält und beurteilen kann, wer ihn korrekt 
bedient oder wer mit Hilfe solch verwickelter Maß-
nahmen seine Bilanz verbessern will? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich nehme diesen 
Hinweis dankbar auf. Wir bemühen uns in der Tat, 
die Situation so einfach 'und so deutlich wie möglich 
darzustellen. Sie haben meinen Antworten aber 
schon entnehmen können, wie schwierig es ist, der 
landwirtschaftlichen Praxis gerade dieses Problem 
in einfacher Form näherzubringen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage. 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, trifft es zu, daß die Bundesregierung ohne 
Rechtsgrundlage durch eine EG-Verordnung rechts-
verbindliche Maßnahmen durch die Bekanntmachung 
vom 11. März 1976 getroffen hat, die eine Belastung 
pflanzlicher Eiweißstoffe aus Drittländern zur Folge 
haben? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich kann lediglich 
auf das hinweisen, was ich eben ausgeführt habe. 
Die Kautionsregelung bedeutet eine Belastung der 
Einfuhren von eiweißhaltigen Produkten aus Dritt-
ländern. Insofern muß ich diese Belastung bestäti-
gen. Ich muß aber hinzufügen, daß die Bundesregie-
rung sich in Brüssel beim Ministerrat vergeblich 
bemüht hat, das Beschreiten dieses Weges, der sehr 
kompliziert ist und in der Praxis viele Schwierig-
keiten mit sich bringen wird, zu verhindern. Wir 
haben ja alternative Vorschläge gemacht. Sie wer-
den sich daran erinnern, daß die Bundesregierung 
sich sehr frühzeitig mit dem Problem der Über-
schüsse in der EG beschäftigt hat. Ich erinnere an 
die Kabinettssitzung in Dinklage im Herbst 1973. 
Es sind auch danach immer neue Vorschläge — auch 
im Ministerrat in Brüssel — in Richtung auf eine 
Bestandsaufnahme unterbreitet worden. Man ist die-
sen Vorschlägen nicht gefolgt und hat jetzt dieses 
komplizierte System beschlossen. Wir sehen uns 
jetzt mit den Schwierigkeiten konfrontiert, dieses 
System in der Abwicklung so einfach wie möglich 
darzustellen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Bremm. 

Bremm (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, trifft es 
zu, daß die Durchführungsbestimmungen für die 
Denaturierung bisher noch nicht bekanntgemacht 
worden sind, und wie hoch ist nach Auffassung der 
Bundesregierung der Aufwand für die Denaturie-
rung des Magermilchpulvers? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Der technische 
Aufwand für die Denaturierung ist sehr niedrig. Er 
ist fast Null, wenn man größere Mengen denaturie-
ren läßt. Ich glaube, ab 10 Tonnen ist kaum eine 
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Belastung vorhanden. Bei kleineren Mengen ist also 
eine geringe Belastung da. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr 
Abgeordneter Susset. 

Susset (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, es wird 
immer wieder das überstürzte Inkrafttreten dieser 
Kautionsregelung bedauert. Ich frage Sie deshalb: 
Warum hat sich die Bundesregierung nicht von 
vornherein für einen späteren Zeitpunkt der An-
wendung eingesetzt, nachdem man damit rechnen 
mußte, daß die übrigen EG-Länder diese Regelung 
gar nicht so schnell in Kraft setzen könnten und 
auch die Kommission die Durchführungsvorschrif-
ten nicht so rasch erarbeiten könne? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Ich bin der Mei-
nung, daß man solche Vorschriften, wenn sie so 
kompliziert sind und solche Auswirkungen haben, 
schnell in Kraft setzen muß. Sonst wird die Gefahr 
eines Mißbrauchs immer größer. Solche Vorschrif-
ten müssen sich so rasch wie möglich auswirken 
können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Letzte 
Zusatzfrage des Abgeordneten Eigen. 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär vor dem 
Hintergrund Ihrer Antwort auf die Frage des Herrn 
Kollegen Dr. Früh, daß das schon ganz gut funk-
tioniere, frage ich Sie: Wie sind die Aussagen des 
Verbandes der Futtermittelindustrie zu verstehen, 
daß die ganze Sache trotz der ständigen Verhand-
lungen mit dem Bundesministerium für Landwirt-
schaft und Forsten in eine Katastrophe münden 
wird? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, das müssen Sie mir einmal schriftlich geben, 
damit wir im einzelnen antworten können. Ich weiß, 
daß laufend Gespräche stattfinden, auch mit der 
Futtermittelindustrie. Wir kennen auch die Schwie-
rigkeiten hinsichtlich der Auswirkungen. Das habe 
ich durchaus zugegeben. Andererseits ist es auch 
— wie gesagt — so, daß die Bundesregierung diesen 
Weg in Brüssel nur sehr widerstrebend mitgegan-
gen ist. Sie kennen die Gründe, warum das gesche-
hen ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Ab-
geordneter Dr. Früh, Sie haben noch zwei Zusatz-
fragen. 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bereit, sich bei der Kommission 
der EG in Brüssel nachdrücklich dafür einzusetzen, 
daß die sich für die betroffenen Veredlungsprodukte, 
Eier, Geflügel, Schweine, als Folge der Kautions-
stellung ergebenden Steigerungen der Produktions-
kosten in vollem Umfang durch eine Erhöhung der 
Abschöpfungen bei der Einfuhr bzw. der Erstattung 
bei der Ausfuhr ausgeglichen werden können? 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Genau diese Ar-
gumente haben wir immer als Gegenreaktion auf 
die Vorlage der Kommission angeführt. Wir hatten 
— ich darf noch einmal darauf zurückkommen — 
einen Vorschlag gemacht, der eine Belastung dieser 
Bereiche ausschloß und lediglich auf eine Belastung 
bei Überproduktion innerhalb der Milchwirtschaft 
abstellte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Früh (CDU/CSU) : Ist die Bundesregierung be-
reit, dafür Sorge zu tragen, daß die Mehrbelastungen 
aus der Kautionsstellung durch die betroffenen 
Wirtschaftszweige nur gesondert ausgewiesen und 
nicht der Mehrwertsteuer unterworfen werden? 

Im übrigen muß ich aus Ihren Aussagen schlie-
ßen, daß die Bundesregierung nicht bereit ist, meine 
erste Frage positiv zu behandeln und eine Erhöhung 
der Abschöpfung bzw. Erstattung zu beantragen. 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Die Kaution als 
solche ist nicht mehrwertsteuerpflichtig. Allerdings 
wird beim Landwirt eine Mehrwertsteuerpflicht aus-
gelöst, die in der Regel aber durch Pauschalierung 
wieder aufgefangen wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage des Abgeordneten Eigen. 

Eigen (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, wie stellt 
sich der Ministerrat — und hier hat die Bundes-
regierung die Möglichkeit, ihre Intentionen einzu-
bringen — die Beendigung der Aktion vor? Sie soll 
doch bis zum 31. Oktober begrenzt sein. Es würde 
eine völlige Veränderung des gesamten Futtermit-
telmarktes geben, weil die Futtermittelindustrie gar 
nicht in der Lage ist, im Sommer für die Wintersai-
son vorzuarbeiten, beispielsweise bei Kuhschrot. 

Logemann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Eigen, es ist bekanntgemacht worden — und ich 
habe auch darauf hingewiesen —, daß im Minister-
rat auch beschlossen wurde, daß bis September eine 
neue Form der Erzeugerbeteiligung oder Mitverant-
wortung oder Mitfinanzierung von Überschüssen 
gefunden werden soll. Dazu hat die Bundesregie-
rung in hinreichendem Maße Vorschläge vorgelegt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Damit 
sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten beantwortet. Ich danke Ihnen, Herr Staats-
sekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern auf. Zur Beantwortung der Fragen steht 
der Herr Parlamentarische Staatssekretär Dr. 
Schmude zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 4 des Abgeordneten Meinike 
(Oberhausen) auf: 
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Wie beurteilt die Bundesregierung die Notwendigkeit und die 

gesetzlichen Möglichkeiten, der offensichtlichen Umgehung des 
§ 25 des Parteiengesetzes, der bei Spendenleistungen über 
20 000 DM an politische Parteien die Angabe des Namens und 
der Anschrift des Spenders zwingend vorschreibt, Einhalt zu 
gebieten, und wird sie entsprechende Schritte unternehmen? 

Herr Staatssekretär! 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Meinike, es ist 
nicht zu verkennen, daß anonyme Großspenden und 
Zuwendungen an Privatleute bzw. Vereinigungen, 
die dann ihrerseits den Parteien Geldspenden zu-
kommen lassen, den Sinn und Zweck der vorge-
schriebenen Rechenschaftslegung über die Parteiein-
nahmen beeinträchtigen. Denn damit wird es den 
Wählern — und im übrigen auch den Parteien — 
erschwert, Verflechtungen von politischen und wirt-
schaftlichen Interessen zu erkennen. 

Von  einer Umgehung des § 25 des Parteienge-
setzes kann allerdings bei der Annahme anonymer 
Spenden dann nicht gesprochen werden, wenn die 
begünstigte Partei die Spenden von ihr tatsächlich 
nicht bekannten Geldgebern erhält. Sie kann solche 
Spenden nur als anonyme Eingänge in ihrem Rechen-
schaftsbericht aufführen. Gleiches gilt bei Groß-
spenden von Privatleuten oder Vereinigungen, bei 
denen anzunehmen ist, daß darin viele Einzelzah-
lungen von Spendern, die ungenannt bleiben wol-
len, zusammengefaßt sind. 

Eine rechtswidrige Umgehung des § 25 des Par-
teiengesetzes liegt jedoch vor, wenn eine Partei 
selbst Vorkehrungen zur Verheimlichung der Her-
kunft von Spenden durch den Einsatz von Mittels-
männern oder durch die Gründung von Vereinigun-
gen als „Zahlstellen" trifft. Das Gesetz enthält den 
deutlichen Appell an die Parteien, auf möglichst 
weitgehende Offenlegung hinzuwirken. 

In ihren bisherigen Stellungnahmen in der Frage-
stunde des Deutschen Bundestages hat die Bundes-
regierung zum Ausdruck gebracht, daß es in erster 
Linie Aufgabe des Parlaments selbst ist, die Unab-
hängigkeit der politischen Parteien gegenüber Geld-
gebern zu wahren. Ich verweise hier nochmals 
darauf, daß das Parteiengesetz und die dazu ergan-
genen Änderungsgesetze jeweils auf Initiative des 
Bundestages beschlossen worden sind. Das sollte 
auch für gesetzliche Vorkehrungen gegen die Um-
gehung des Öffenlegungsgebotes gelten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Meinike (Oberhausen) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
darf ich Sie fragen, ob die Bundesregierung dennoch 
bereit wäre, eine von mir als notwendig angese-
hene Initiative des Parlaments zur Änderung des 
Parteiengesetzes dahin gehend zu unterstützen, daß 
sie die rechtliche Frage prüft, inwieweit im Falle der 
Unmöglichkeit, den Namen des Spenders zu nennen, 
ein Verfall der Spenden an den Fiskus zulässig sein 
sollte. 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Meinike, falls eine solche Initiative von diesem 

Hause ergriffen wird, ist die Bundesregierung selbst-
verständlich — wie in anderen Fällen auch — bereit, 
mit Rat und Tat zu helfen und Unterstützung zu 
leisten, und zwar auch in dem von Ihnen angedeu-
teten Sinne. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Meinike (Oberhausen) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
wie beurteilen Sie die Notwendigkeit, den ausge-
wiesenen anonymen Spenden insoweit nachzuge-
hen, ob der Verdacht strafbarer Handlungen mit die-
sen Spendenleistungen verbunden sein könnte bzw. 
ob die Entstehung der Spenden auf strafbare Hand-
lungen zurückzuführen ist? 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Meinike, ich kann den Zusammenhang mit einem 
strafbaren Verhalten, den Sie ansprechen, hier nicht 
erkennen. Ich kann von daher gesehen auch über 
das, was ich zu Ihrer Hauptfrage ausgeführt habe, 
hinaus keine Stellung nehmen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Wir 
kommen jetzt zur Frage 5 des Herrn Abgeordneten 
Würtz, die ja mit besonderem Interesse erwartet 
wird: 

Welche Gesamtkosten entstehen durch die Anordnung des 
Bundesinnenministeriums, die Dienstkleidung der Kraftfahrer im 
Bundesdienst künftig mit Biesen zu versehen? 

(Heiterkeit) 
Bitte! 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Würtz, das Bundesministerium des Innern hat die 
Anbringung von Biesen an der Dienstkleidung von 
Kraftfahrern im Bundesdienst nicht angeordnet. Es 
hat lediglich auf die 1973 neugefaßten und verein-
heitlichten Dienstkleidungsbestimmungen für Kraft-
fahrer und Amtsgehilfen hingewiesen. Damals sind 
die erforderlichen Kennzeichnungen der Dienstklei-
dung auf ein Mindestmaß reduziert worden. Für 
Kraftfahrer ist ebenso wie für Amtsgehilfen zur 
Unterscheidung von Privatkleidung nur noch die 
Anbringung einer dunkelblauen Paspel am Kragen 
des Jacketts erforderlich. Bei einer Dienstkleidung, 
die auf Kosten des Bundes beschafft wird, ist eine 
Mindestkennzeichnung erforderlich, um ihren Cha-
rakter als Dienstkleidung zu erhalten. Anderenfalls 
wäre die Gestellung der Dienstkleidung eine Sach-
leistung, die bei den Bezügen zu berücksichtigen 
und auch zu versteuern wäre. 

Das Jackett ist übrigens das einzige Dienstklei-
dungsstück mit einer äußeren Kennzeichnung. Sie 
wird vom Hersteller angebracht, ist Bestandteil der 
Dienstkleidung und somit im Beschaffungspreis ent-
halten. Ein nennenswerter Anteil der Herstellungs-
kosten wird für die Kennzeichnung nicht aufge-
wandt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege Würtz. 
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Würtz (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich Ihre 
Antwort so verstehen, daß auf Umrüstmaßnahmen 
auch im Bereich des Bundesministers der Verteidi-
gung verzichtet wird? 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär: Die Erinnerung 
an die Richtlinie von 1973, von der ich sprach, weist 
in einem Schreiben vom 5. März 1976 an die ober-
sten Bundesbehörden ausdrücklich darauf hin, daß 
sie sich auf mit der Beschaffung von Dienstkleidung 
zusammenhängende Anfragen bezieht. Das heißt, es 
ist nicht und soll keineswegs die Anregung oder gar 
Anordnung gegeben werden, schon vorhandene 
Dienstkleidung zu überarbeiten und dabei eventuell 
besondere Mittel aufzuwenden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 6 des Herrn Abgeordneten Gerster (Mainz) 
auf: 

Trifft es zu, daß im öffentlichen Bereich die Zahl der Aus-
bildungsplätze ständig zurückgeht, obwohl in der derzeitigen 
Phase der Jugendarbeitslosigkeit und einer zu geringen Zahl 
qualifizierter Ausbildungsplätze auch staatliche und kommunale 
Behörden in besonderem Maße verpflichtet sind, Ausbildungs-
plätze für Jugendliche bereitzustellen, und wenn ja, welche 
Folgerungen wird die Bundesregierung daraus ziehen? 

Herr Staatssekretär. 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Gerster, es trifft nicht zu, daß die Gesamtzahl der 
besetzten Ausbildungsplätze im unmittelbaren öf-
fentlichen Dienst in den letzten Jahren ständig zu-
rückgegangen ist. Die Erhebungen des Statistischen 
Bundesamtes zeigen vielmehr in den Jahren von 
1969 bis 1975 eine stetige Vermehrung des in Aus-
bildung befindlichen Personals. Es waren im öffent-
lichen Dienst des Bundes, der Länder, der Gemein-
den, der rechtlich unselbständigen Wirtschaftsunter-
nehmen, der Bundesbahn und der Bundespost für 
eine Verwendung als Beamter, Angestellter oder 
Arbeiter in Ausbildung: 1969 168 062 Personen, 
1972 216 886 Personen — das ist eine Zunahme 
von 29 % in drei Jahren —, 1974 224 795 Perso-
nen — das ist eine Zunahme von 3,6 % in zwei 
Jahren — und 1975 230 474 Personen — das ist 
eine Zunahme von 2,5 % —. 

Nicht in allen Bereichen war jedoch die Entwick-
lung gleichmäßig. So hat sich 1975 die Zahl der 
Auszubildenden im Bereich des Bundes um 356 Per-
sonen, der Bundesbahn um 70 Personen und der 
Bundespost um 5 138 Personen vermindert. Diese 
Entwicklung ist allgemein zurückzuführen auf die 
Haushaltseinsparungen im Personalsektor, die Aus-
wirkungen von Rationalisierungsmaßnahmen und 
insbesondere im Bereich der Bundespost auf den 
Rückgang des Verkehrsaufkommens, die Verringe-
rung der Abwanderung der ausgebildeten Nach-
wuchskräfte in die gewerbliche Wirtschaft sowie die 
erforderlich gewordenen Kürzungen der Investitio-
nen im Fernmeldewesen. 

Die unterschiedliche Entwicklung der Zahlen des 
in Ausbildung befindlichen Personals im Bereich des 
Bundes gegenüber den Ländern und Gemeinden ist 
mit abhängig vom Gesamtpersonalbestand. Während 
sich von 1974 auf 1975 in der Bundesverwaltung  

das gesamte Personal um 1 319 Personen vermehrt 
hat, ist eine Verminderung bei der Bundesbahn um 
9 340 Personen und bei der Bundespost um 7 321 
Personen zu verzeichnen. In der gleichen Zeit hat 
der Personalbestand bei den Ländern um 35 998 
Personen und bei den Gemeinden um 19 559 Per-
sonen zugenommen. 

Die Bundesregierung hat mit dem Sonderpro-
gramm zur Durchführung zusätzlicher berufsbil-
dungspolitischer Maßnahmen 100 Millionen DM vor-
gesehen, die zum wesentlichen Teil für die Nutzung 
vorhandener bisher nicht besetzter Ausbildungs-
plätze bei der Bundesbahn und der Bundespost ein-
gesetzt werden. Dadurch werden die in diesen Be-
reichen über den eigenen Bedarf hinaus zur Ver-
fügung gestellten Ausbildungsplätze auf etwa 3 200 
vermehrt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
würden Sie angesichts der Tatsache, daß die Zahl 
der Ausbildungsplätze im Bereich der öffentlichen 
Hand nicht abgenommen, sondern, wie Sie sagen, 
sogar leicht zugenommen hat, gleichzeitig aber die 
Zahl der Ausbildungsstellen gerade im Bereich der 
Bundesbehörden, etwa der Deutschen Bundespost, in 
drei Jahren von 6 000 auf 1 800 zurückgegangen ist, 
eine besondere Pflicht des Bundes darin sehen, die 
vorhandenen Ausbildungskapazitäten zumindest 
künftig stärker und voll zu nutzen? 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär: Dieser beson-
deren Pflicht, wie Sie es nennen, Herr Kollege, ha-
ben auch Bundespost und Bundesbahn schon Rech-
nung getragen, indem sie, ohne die Mittel aus dem 
Sonderprogramm in Anspruch zu nehmen, zusätz-
liche 1 800 Ausbildungsplätze zur Besetzung freige-
stellt haben, 1 800 Plätze, die sie für den eigenen 
Bedarf an sich nicht brauchen. Angesichts des Per-
sonalrückgangs in diesen beiden Bereichen meine 
ich aber, eine Erklärung dafür gegeben zu haben, 
daß es nicht möglich war, den alten Bestand an be-
setzten Ausbildungsplätzen aufrechtzuerhalten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine letzte Zusatzfrage. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
darf ich noch einmal konkret fragen: Hielten Sie 
es für geboten, die bereitstehenden Ausbildungs-
plätze in jedem Fall auszuschöpfen, auch dann, 
wenn die Bundespost später die ausgelernten jun-
gen Menschen nicht übernehmen kann? Hielten Sie 
das nicht deshalb für geboten, weil Jugendarbeits-
losigkeit in sich zwar schon dramatisch genug ist, 
aber Jugendarbeitslosigkeit verbunden mit einem 
Mangel an Ausbildung noch bedeutend gravierender 
und für die Entwicklung der jungen Menschen nega-
tiver zu werten ist, als wenn sie wenigstens eine 
Ausbildung erhalten können? 
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Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär: Im Rahmen des 
Möglichen schöpft die Bundesregierung in ihrem 
Bereich die Ausbildungskapazität aus. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Das stimmt 
nicht!) 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Abgeordneten Ey. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, habe ich Sie 
richtig verstanden: Ist die Zahl der vorhandenen 
Ausbildungsplätze bei Post und Bahn erheblich hö-
her als der Bedarf an Stellen für Auszubildende? 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär: Entschuldigung, 
Herr Kollege, würden Sie die Frage bitte noch ein-
mal wiederholen? 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie können 
die Frage mit Ja beantworten!) 

Ey (CDU/CSU) : Habe ich Sie richtig verstanden, 
daß die vorhandene Zahl der Ausbildungsplätze bei 
Post und Bahn erheblich höher ist als der Bedarf an 
Stellen für Auszubildende? 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär: Das ist, nach-
dem sich Bundesbahn und Bundespost bereit erklärt 
haben, zusätzlich 1 800 Ausbildungsplätze zur Ver-
fügung zu stellen, der Fall. Es ist noch stärker der 
Fall, nachdem durch die Mittel aus dem Sonderpro-
gramm weitere 1 400 Ausbildungsplätze zusätzlich 
besetzt werden. Insoweit ist also die Zahl der Aus-
zubildenden höher als der Bedarf an ausgebildeten 
Kräften in diesen Bereichen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage des Abgeordneten Dr. Schulze-
Vorberg. 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, halten Sie es nicht für geboten, daß die Bundes-
regierung wirklich auch den allerletzten Platz an 
Ausbildungsmöglichkeiten in ihrem Bereich beset-
zen läßt, da sonst doch wohl die Appelle etwa an die 
freie Wirtschaft, die Jugendarbeitslosigkeit besei-
tigen zu helfen, irgendwie unglaubwürdig werden? 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär: Ich habe Ihnen 
die Maßnahmen, welche die Bundesregierung er-
griffen hat, dargestellt. Ich meine nur, daß eine ge-
wisse Einschränkung bei dem von Ihnen geäußerten 
Appell am Platze ist, und zwar im Hinblick darauf, 
daß es Spezialausbildungen gibt, die einer anderen 
Verwendung anschließend in der Tat nicht mehr zu-
gänglich sind. Durch eine derartige Ausbildung 
könnte ein Jugendlicher auf den falschen Weg ge-
lenkt werden, wenn er dann in drei Jahren die sei-
ner Ausbildung entsprechende Beschäftigung nicht 
findet. Dies alles wird mit abzuwägen sein, wenn 
man darüber entscheidet, wieweit man eine Über-
kapazität im Ausbildungsbereich in Kauf nimmt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Meine 
Damen und Herren, der Abgeordnete Hölscher hat 
um schriftliche Beantwortung seiner Frage 7 gebe-
ten. Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Wir kommen damit zu den Fragen 8 und 9 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Waigel. Der Herr Abge-
ordnete ist nicht im Saal; die Fragen werden schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 

Auch der Herr Abgeordnete Gansel hat um 
schriftliche Beantwortung seiner Frage 10 gebeten. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Wir kommen somit zur Frage 11 des Herrn Abge-
ordneten Grimming. Da der Herr Abgeordnete nicht 
im Saal ist, wird die Frage schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern erledigt. Herr 
Staatssekretär, ich danke Ihnen. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Finanzen. Zur Be-
antwortung der Fragen steht Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Offergeld zur Verfügung. 

Die Fragen 12 und 13 der Herren Abgeordneten 
Ollesch und Höcherl werden schriftlich beantwortet, 
da die Fragesteller nicht anwesend sind. Die Ant-
worten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 14 des Herrn Abgeordneten 
Meinike auf, der noch einmal in einer weiteren 
Frage auf dieses Thema zurückkommt: 

Ist die Bundesregierung bereit, den erneut erhobenen Vor-
würfen steuerlicher Manipulationen im Zusammenhang mit der 
Zahlung von Spenden von gemeinnützigen Körperschaften an 
politische Parteien noch einmal nachzugehen und eingehende Prü-
fungen vorzunehmen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Offergeld, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Finanzen: Herr Kollege, das Bundesfinanzmini-
sterium geht allen konkreten Vorwürfen nach, wo-
nach bei der Zahlung von Spenden an politische 
Parteien durch oder über gemeinnützige Körper-
schaften steuerliche Manipulationen vorgekommen 
sein sollen. Dies ist auch auf Grund der in jüngster 
Zeit gegen einige staatspolitische Vereinigungen 
erhobenen Vorwürfe geschehen. Das Bundesfinanz-
ministerium hat die zuständigen Landesfinanzbehör-
den um steuerliche Überprüfung gebeten. Dabei ist 
von folgender Rechtslage auszugehen: 

Erstens. Spenden an politische Parteien können 
nur bis zur Höhe von insgesamt 600 DM, bei zusam-
menveranlagten Ehegatten bis zur Höhe von insge-
samt 1 200 DM im Jahr abgezogen werden. Diese 
Begrenzung des Spendenabzugs kann nicht durch 
Zwischenschaltung einer Körperschaft umgangen 
werden. 

Zweitens. Die Unterstützung politischer Parteien 
und die Beschaffung von Geldmitteln für politische 
Parteien sind keine gemeinnützigen Zwecke im 
Sinne des Gesetzes. Körperschaften, die nach Sat- 
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zung oder tatsächlicher Geschäftsführung derartige 
Zwecke verfolgen, können nicht als gemeinnützig 
anerkannt werden. Sie sind infolgedessen nicht zum 
Empfang steuerbegünstigter Spenden und zur Aus-
stellung steuerwirksamer Spendenbescheinigungen 
berechtigt. 

Ich bin gern bereit, Ihnen zu gegebener Zeit über 
das Ergebnis der Überprüfung zu berichten, soweit 
das Steuergeheimnis das möglich macht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Meinike (Oberhausen) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
darf ich Ihrer Antwort entnehmen, daß Sie insbe-
sondere auch die in den Rechenschaftsberichten der 
politischen Parteien genannten gemeinnützigen und 
staatspolitischen Vereine überprüfen werden, und 
teilen Sie meine Auffassung, daß ja die Einnahmen 
dieser Körperschaften unmittelbar und selbstlos für 
diesen Zweck zur Verfügung gestellt werden müß-
ten und daß in diesen Fällen — — 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, Sie wollen wohl Ihr Zusatzfragerecht mit nur 
einer Zusatzfrage konsumieren. 

(Meinike [Oberhausen] [SPD]: Nein!!) 

— Wir müssen hier ein Fragezeichen machen. Bitte, 
Herr Staatssekretär. 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Mei-
nike, wir werden allen Anhaltspunkten, die vorlie-
gen, nachgehen. Wir werden also alle Vereinigun-
gen überprüfen, bei denen Zweifel auftreten könn-
ten. Das zum ersten Teil Ihrer Frage. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege Meinike, Sie wollten noch eine weitere Frage 
stellen. Bittei 

Meinike (Oberhausen) (SPD) : Darf ich dann auf 
Grund Ihrer Antwort fragen, ob in den Fällen, in 
denen diese Körperschaften ihre Einnahmen, die ja 
sicherlich aus Spenden herrühren, an Parteien wei-
tergegeben haben, ihnen die Gemeinnützigkeit ent-
zogen werden muß? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Falls dies, was Sie 
Ihrer Frage unterlegen, geschehen sein sollte, wer-
den natürlich die steuerlichen Konsequenzen daraus 
gezogen werden müssen. Dies steht für uns ganz 
fest. Wir und auch die Landesfinanzbehörden müs-
sen da nach dem Gesetz verfahren, und die Rechts-
lage habe ich Ihnen ja kurz darzustellen versucht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
Frage 15 des Herrn Abgeordneten Ey auf: 

Trifft es zu, daß den Vorsitzenden des Verwaltungsrats der 
Deutschen Bundespost die Mit- oder sogar Hauptverantwortung 
für den Verlust von mindestens 650 Millionen DM trifft, den 
eine von der öffentlichen Hand getragene Bank erlitten hat? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Ey, 
an der Bank, die Sie wohl im Auge haben, ist der 

Bund nicht beteiligt. Ich kann mich daher zu Ihrer 
Frage nicht äußern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, hält es die 
Bundesregierung für vertretbar und für zweckmäßig, 
Ämterhäufungen im Bereich der Aufsicht und Füh-
rung öffentlicher Unternehmen und Banken wie im 
Falle der Bundespost zuzulassen? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Ich glaube nicht, 
daß es sich hier um eine Ämterhäufung handelt, die 
zu Bedenken Anlaß geben könnte. Daß es im Ban-
kengewerbe sehr oft vorkommt, daß eine Persön-
lichkeit in verschiedenen Gremien tätig ist, ist be-
kannt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung mit mir der Meinung, daß auf die 
Einhaltung der gesetzlich festgelegten Verantwort-
lichkeiten im Bereich öffentlicher Unternehmen und 
Banken nicht verzichtet werden kann und darum 
offene Verstöße — etwa gegen das Kreditwesen-
gesetz — zu Konsequenzen führen müssen? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Ja. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
Frage 16 des Abgeordneten Ey auf: 

Trifft es zu, daß ein Gutachten eindeutig die Mit- oder Haupt-
verantwortung des Vorsitzenden des Verwaltungsrats der Deut-
schen Bundespost an dem Bankendebakel festgestellt hat, und 
wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, es zu prüfen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, dem 
Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen ist ein Gut-
achten bekannt, auf das sich Ihre Frage möglicher-
weise bezieht. Das Amt hat sich selbstverständlich 
mit diesem Gutachten befaßt. Ich kann Ihnen aber 
den von Ihnen vermuteten Inhalt nicht bestätigen 
und zum Ergebnis der Prüfung auch nichts Näheres 
mitteilen, weil dem § 9 des Kreditwesengesetzes 
entgegensteht. Sie wissen ja, daß es da eine Ge-
heimsphäre gibt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben die Möglichkeit, zwei Zusatzfragen zu stellen. 

Ey (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, führt die an-
scheinende Anonymität der öffentlichen Verlustträ-
ger — auch besonders im Bankenreich — nicht zu 
einer zusätzlichen Belastung bzw. Besteuerung aller 
Bundesbürger, die außerhalb der Parlamentskon-
trolle und der Parlamentsbeschlüsse liegt? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Daß das Konse-
quenzen für die Finanzsituation der Träger derarti- 
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ger öffentlicher Banken hat, liegt auf der Hand, Herr 
Kollege. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Die 
zweite Zusatzfrage. 

Ey (CDU/CSU) : Ist, Herr Staatssekretär, die Bun-
resregierung mit mir der Meinung, daß möglicher-
weise die Ämterhäufung bei der Führung von öf-
fentlichen Banken und Unternehmen ein wesent-
licher Grund für die — verglichen mit dem Fall 
Herstatt — um ein Vielfaches höheren Verluste der 
ins Gerede gekommenen öffentlichen Banken sein 
kann? . 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Nein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
Frage 17 des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) auf: 

Welche Kfz-Steuerausfälle entstehen der Bundesrepublik 
Deutschland jährlich dadurch, daß Lastkraftwagen aus anderen 
Staaten durch und aus der DDR über die Grenzkontrollstellen 
kommen und keine Kfz-Steuer zu entrichten haben? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung schätzt, daß eine Besteuerung von 
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern, die 
in der DDR und in Berlin (Ost) zugelassen sind und 
sich vorübergehend im Bundesgebiet und in Berlin 
(West) aufhalten, bei dem gegenwärtigen Umfang 
des Verkehrs zu einem jährlichen Mehraufkommen 
an Kraftfahrzeugsteuer von etwa 6 bis 8 Millionen 
DM führen würde. Bei Fahrzeugen, die im Ausland 
zugelassen sind und über die DDR in das Bundesge-
biet oder in Berlin (West) einfahren, könnte im Fall 
der Besteuerung mit einem Mehraufkommen von 
jährlich etwa drei bis vier Millionen DM gerechnet 
werden. In Betracht kommen im wesentlichen Last-
kraftfahrzeuge. Der Verkehr mit Kraftomnibussen 
ist gering. Für Personenkraftwagen wäre regelmä-
ßig Steuerfreiheit gegeben. 

Die Schätzungen liefern nur Annäherungswerte, 
weil die Durchschnittswerte der Aufenthaltsdauer 
und des maßgeblichen Gesamtgewichts sowie der 
Anteil der durch Gegenseitigkeitsabkommen befrei-
ten ausländischen Fahrzeuge nicht bekannt sind. Die 
Dauer des Aufenthalts und andere Faktoren spielen 
ja eine Rolle für die Höhe der Steuer. 

Im übrigen muß berücksichtigt werden, daß eine 
Besteuerung der genannten Fahrzeuge voraussicht-
lich zu weiteren Abkommen über einen gegenseiti-
gen Verzicht auf die Kraftfahrzeugsteuer führen 
würde. Derartige Wünsche liegen uns jedenfalls 
schon von russischer und von polnischer Seite vor. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage, Herr Dr. Kunz. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, ist der Bundesregierung bekannt, daß Lkw bei-
spielsweise über die CSSR einreisen und über die 
DDR ausreisen und somit keine Kraftfahrzeugsteuer 
zu zahlen haben? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Ja. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : In welchem Um-
fang etwa? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Das kann ich Ihnen 
leider nicht sagen, Herr Kollege. Ich weiß nicht, ob 
wir diese Zahlen spezifiziert haben. Ich habe sie 
jedenfalls nicht zur Hand. Falls sie feststellbar sind, 
werde ich sie Ihnen gern mitteilen. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU) : Ist die Bundes-
regierung bereit, diesen Mißbrauch abzustellen? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Ja, die Bundesre-
gierung erwägt gesetzgeberische Maßnahmen. Ich 
darf Sie darauf hinweisen, daß in einem Gesetzent-
wurf der Bundesregierung zur Kraftfahrzeugsteuer, 
der schon erarbeitet worden war, entsprechende 
Maßnahmen vorgesehen waren. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 18 des Herrn Abgeordneten Dr. Schulze-
Vorberg auf: 

ist die Schätzung eines Sparer-Kaufkraftverlustes seit 1970 in 
Höhe von 180 Milliarden DM richtig, und welche Maßnahmen 
beabsichtigt die Bundesregierung auch angesichts der neuerlichen 
Zinssenkungen, um weitere Schäden von den Sparern abzuwen-
den, die ihre Zinsen, die die Verluste nicht decken, grundsätzlich 
auch noch versteuern müssen? 

Herr Staatssekretär. 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung hat es immer abgelehnt — und 
dies auch schon hier im Parlament mehrfach be-
gründet —, Kaufkraftverluste der privaten Sparer 
zu errechnen, weil dies zu irreführenden Ergebnis-
sen führen würde. Die Gründe hat sie in der Beant-
wortung der Kleinen Anfrage der Fraktion der CDU/ 
CSU betreffend Geld- und Kreditpolitik, Drucksache 
7/2103, dargelegt. Einen wichtigen Grund, nämlich 
die ganz unterschiedliche Verwendung der Erspar-
nisse, hat die Bundesregierung Ihnen auch schon mit 
Schreiben vom 18. März 1976 mitgeteilt. 

Die jüngsten Zinssenkungen sind das Ergebnis der 
Erfolge der Stabilitätspolitik der Bundesregierung. 
Für das laufende Jahr wird ein weiterer Rückgang 
der Lebenshaltungskosten erwartet. Bei einer gleich-
laufenden Entwicklung der langfristigen Zinsen und 
der Steigerung der Lebenshaltungskosten sind wei-
tere Nachteile füt die Sparer nicht zu erkennen. Im 
Gegenteil, soweit die Sparer in den vergangenen 
Jahren Ersparnisse langfristig zu festen Zinssätzen 
angelegt haben — und das ist in erheblichem Um-
fang geschehen —, verbessert sich ihre Situation. 

In dem bereits erwähnten Schreiben an Sie vom 
18. März 1976 wurde Ihre Aufmerksamkeit auch auf 
die Entlastung gelenkt, die insbesondere Sparer 
durch die Steuerrefom erfahren haben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) : Herr Staatsekre-
tär, da Sie erneut keine absoluten Zahlen nennen 
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wollen und insbesondere nicht die 180 Milliarden 
DM bestätigen wollen, die die Sparer nach Berech-
nungen der Banken und Sparkassen verloren haben, 
darf ich Sie fragen: 1st es nicht die größte Irrefüh-
rung der Sparer, wenn sich die Bundesregierung 
weigert, überhaupt irgendwelche Zahlen zu nennen, 
da sie doch nach Adam Riese sehr einfach zu errech-
nen sind? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Nein, das ist keine 
Irreführung, Herr Kollege. Ich muß noch einmal dar-
auf hinweisen: Wir haben in der Antwort auf diese 
Kleine Anfrage ausführlich dargelegt, warum das 
nicht möglich ist — weil einfach die Verwendung 
der Ersparnisse sehr unterschiedlich ist — und daß 
mit solchen pauschalen Berechnungen niemandem 
gedient ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Schulze-Vorberg (CDU/CSU) : Sie sind also der 
Meinung, Herr Staatssekretär, daß nicht einfach aus 
der Höhe der  Spareinlagen  und der Summe der Ent-
wertungen klarzumachen ist, wie hoch die Entwer-
tung für unsere Sparer im Jahr tatsächlich ist? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Nein, das ist so 
einfach nicht klarzumachen. Ich verweise noch ein-
mal auf die Antwort auf die Kleine Anfrage. Es 
würde den Rahmen der Fragestunde sprengen, wenn 
ich das alles im einzelnen jetzt noch einmal darlegen 
müßte. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 19 des Abgeordneten Fiebig auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das französische Alkohol-
monopol den deutschen Markt mit reinem Alkohol zu einem 
Hektoliterpreis von z. Z. 170 FF überschwemmt, dagegen im 
eigenen Land einen Preis von 420 FF verlangt und dadurch die 
Existenz der Brennereien in der Bundesrepublik Deutschland 
durch diese Dumpingpreise trotz der Stützungsmaßnahmen auf 
das schwerste gefährdet wird, und wenn ja, was gedenkt sie 
dagegen zu unternehmen? 

Herr Abgeordneter Fiebig hat noch eine zweite 
Frage zu dem gleichen Komplex eingebracht. 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Ich würde beide 
Fragen gern zusammen beantworten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Der Fra-
gesteller ist einverstanden. Dann rufe ich auch die 
Frage 20 des Herrn Abgeordneten Fiebig auf: 

Ist die Bundesregierung gewillt, zur Erhaltung der Betriebe 
in der Bundesrepublik Deutschland eine sofortige Einfuhrsperre 
für Alkohol gegenüber . allen EG-Staaten zu verhängen, da das 
Verhalten der EG-Partner nicht EG-vertragskonform ist und die 
Bundesrepublik Deutschland zum Abladeplatz für EG-Agrar-
alkohol bei Zerstörung des eigenen Markts wird und dadurch 
chaotische Zustände herbeigeführt werden? 

Offergeld, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Bundesregierung ist bekannt, daß das französische 
Alkoholmonopol in Frankreich Alkohol zum Preis 
von 420 Franken verkauft, während es für Export-
zwecke den Alkohol für 170 Franken ab Werk ab-
gibt. Die Bundesmonopolverwaltung verkauft dem-
gegenüber seit dem 26. März 1976 den Alkohol für 

130 DM frei Haus. Vorher betrug dieser Preis 183 
DM. Es kann erwartet werden, daß bei dieser neuen 
Preissituation der Alkoholkauf beim französischen 
Monopol für die deutschen Spirituosenhersteller we-
sentlich weniger attraktiv geworden ist. Nach vor-
liegenden Informationen sind in die Bundesrepublik 
erst einige Partien französischen Alkohols einge-
führt worden. Von einer „Überschwemmung" des 
nationalen Marktes kann daher zur Zeit nicht ge-
sprochen werden. 

Das zuständige Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hat inzwischen die EG-
Kommission darüber unterrichtet, daß Alkohol in 
der EG zu sehr niedrigen Exportpreisen verkauft 
werde, und gebeten, zum Schutz der nationalen Bren-
nereiwirtschaft geeignete Maßnahmen zu treffen. 
Außerdem wird die Bundesmonopolverwaltung ver-
suchen, in einem Gespräch mit der französischen 
Monopolverwaltung zu einer Verständigung zu ge-
langen. Die Bundesregierung hält es für angebracht, 
zunächst das Ergebnis dieser Bemühungen abzuwar-
ten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage. 

Fiebig (SPD) : Ist der Bundesregierung bekannt, 
Herr Staatssekretär, daß die Agraralkoholerzeugung 
in Frankreich aus Weinüberschüssen durch EG-Zu-
schüsse und -Subventionen aus Brüssel auch von uns 
mitfinanziert wird, und ist es nicht geradezu ein 
Hohn, daß auf Grund der ungleichen Konkurrenz in 
der Bundesrepublik der Markt bei uns dann noch 
einmal gestützt werden muß? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, der 
Bundesregierung ist dieser Sachverhalt bekannt. 
Uns ist jedoch nicht bekannt, ob der aus Frankreich 
eingeführte neutrale Alkohol aus den Überschuß-
destillationen der Weinmarktordnung stammt. Die 
von der Bundesregierung beschlossenen Stützungs-
maßnahmen sind eine Folge unserer monopolbedingt 
hohen Alkoholpreise. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Fiebig (SPD) : Ist die Bundesregierung bereit, den 
eigenen Agraralkoholmarkt und das Branntwein-
monopol trotz der ergangenen Urteile des Europä-
ischen Gerichtshofs so lange lebensfähig zu erhalten, 
bis eine EG-Agraralkoholmarktordnung wirksam 
geworden ist? 

Offergeld, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
durch diese Entscheidung des Europäischen Gerichts-
hofes ist das Branntweinmonopol in der Bundesrepu-
blik sicherlich in seinem Kern getroffen. Die Bundes-
regierung anerkennt, daß die mittelständische Bren-
nereiwirtschaft vorerst über die Bundesmonopolver-
waltung gestützt werden muß, bis sich abzeichnet, 
ob kurzfristig eine Einigung der EG-Staaten über 
einen gemeinsamen Alkoholmarkt erzielt werden 
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kann. Andernfalls müßte nach unserer Auffassung 
ein Beihilfesystem entwickelt werden, das die natio

-

nale Brennereiwirtschaft wettbewerbsfähig macht. 
Sie sehen also, daß wir der Ihrer Frage zugrunde 
liegenden Befürchtung durchaus Beachtung schenken. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Damit 
sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Finanzen beantwortet. Ich danke 
Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Ich rufe nunmehr den Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung 
der Fragen steht der Herr Parlamentarische Staats-
sekretär Grüner zur Verfügung. 

Die Fragen 21 und 22 des Herrn Abgeordneten 
Orgaß werden auf Wunsch des Fragestellers schrift-
lich beantwortet. Die Fragen werden als Anlage ab-
gedruckt. 

Ich rufe nunmehr die Frage 23 des Herrn Abge-
ordneten Dr. Arndt (Hamburg) auf: 

Trifft es zu, daß das Bundeskartellamt unter Bezugnahme auf 
das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen gegen Wirt-
schaftsunternehmen vorgeht oder vorzugehen beabsichtigt, die 
aus anderen als wirtschaftlichen (z. B. politischen — etwa Förde-
rung bestimmter Ideen wie Gedanken der Gemeinwirtschaft — 
oder religiös-konfessionellen) Gründen Teilnehmer am Wirt-
schaftsleben wettbewerbswidrig bevorzugen? 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Präsident, darf 
ich bitten, daß beide Fragen zusammen beantwortet 
werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Wenn 
der Herr Staatssekretär einverstanden ist? — Ja, 
das ist möglich. Bitte! 

Ich rufe also auch die Frage 24 des Herrn Abge-
ordneten Dr. Arndt (Hamburg) auf: 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, einem solchen 
Vorgehen des Bundeskartellamts im Hinblick darauf, daß auch 
Wirtschaftsunternehmen im Rahmen des Artikels 19 Abs. 3 des 
Grundgesetzes Grundrechtsschutz (z. B. Meinungsfreiheit) genie-
ßen, mit entsprechenden Weisungen entgegenzutreten? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Auf Grundn des Diskriminierungs-
verbots des Kartellgesetzes ist das Bundeskartell-
amt verpflichtet, gegen die willkürliche Bevorzu-
gung oder Benachteiligung von Teilnehmern am 
Wirtschaftsleben durch marktstarke Unternehmen 
einzuschreiten. Diese Bestimmung gilt unabhängig 
davon, in welcher Hand sich ein Unternehmen be-
findet und welche besonderen Zielsetzungen es bei 
seiner wirtschaftlichen Tätigkeit verfolgt. Das Dis-
kriminierungsverbot untersagt eine unterschied-
liche Behandlung allerdings nur dann, wenn hierfür 
kein „sachlich gerechtfertigter Grund" vorliegt. 
Diese Voraussetzung läßt sich nur auf Grund der 
Umstände des jeweiligen Einzelfalls beurteilen. 

Nach Sinn und Zweck des Diskriminierungsver-
bots ist jedoch davon auszugehen, daß in aller Regel 
rein politische, religiös-konfessionelle oder andere 
außerwirtschaftliche Gründe eine Bevorzugung von 
Teilnehmern am Wirtschaftsleben nicht zu recht-
fertigen vermögen. Das Bundeskartellamt hat das 
Diskriminierungsverbot stets in diesem Sinne ange-

wendet und wird dies auch in entsprechenden zu-
künftigen Fällen tun. 

Das Diskriminierungsverbot des Kartellgesetzes 
entspricht dem Gleichbehandlungsgebot des Grund-
gesetzes und trägt dazu bei, daß auch im Wirt-
schaftsleben Bevorzugungen oder Benachteiligungen 
wegen politischer oder sonstiger Meinungen unter-
bleiben. Ein Konflikt zwischen der Anwendung des 
Diskriminierungsverbots und den Grundrechten be-
steht daher nach Auffassung der Bundesregierung 
nicht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
die Bundesregierung stimmt mir dann anscheinend 
nicht zu, daß die Grundsätze, die das Bundesverfas-
sungsgericht im sogenannten Lüth-Urteil für die 
Anwendung allen deutschen Rechts auf Lebenstat-
bestände unter Berücksichtigung der Grundrechte 
aufgestellt hat, auch für das Kartellrecht zutreffen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung wird in keinem Fall einem Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts widersprechen. Aber 
ich bitte um Verständnis dafür, daß sich die Beurtei-
lung nach kartellrechtlichen Gesichtspunkten am 
Einzelfall orientieren muß und daß es außerordent-
lich schwierig ist, hier etwa in allgemeiner Form ein 
Urteil oder eine Meinung abzugeben, die auf das 
Urteil, das Sie anziehen, Bezug nimmt. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
womit will denn die Bundesregierung begründen, 
daß nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts 
zwar die gesamte Rechtsordnung unter dem Vorbe-
halt der Grundrechte steht, nicht aber das Kartell-
recht, wie Sie es soeben hier dargelegt haben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: So kann man meine 
Worte nicht auslegen. Vielmehr stellt das Kartell-
recht in seiner bisherigen Fassung klar, daß es in 
der Regel keine Diskriminierung aus außerwirt-
schaftlichen Gründen geben darf. Das ist bisher 
durch das Kartellgesetz so geregelt, vom Kartellamt 
so gehandhabt und von der Rechtsprechung, soweit 
ich sehe, bisher in diesem Sinne auch bestätigt wor-
den. Sollte ein höchstrichterliches Urteil in anderer 
Richtung ergehen, müßten sich der Gesetzgeber und 
auch das Kartellamt selbstverständlich danach rich-
ten. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage des Abgeordneten Arndt (Ham-
burg) . 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
vermögen Sie nicht zu verstehen, daß das Kartellge-
setz dies überhaupt nicht kann, weil das Bundes-
verfassungsgericht eben gesagt hat, daß jedes ein- 
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fache Gesetz in diesem Lande unter dem Vorbehalt 
der Grundrechte steht? Da auch juristische Personen 
nach Art. 19 GG grundrechtsfähig sind, muß dies 
also auch für das Kartellrecht gelten. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Wie ich gesagt habe, 
steht nach unserer Auffassung die erwähnte Anwen-
dung des Diskrimierungsverbots gerade nicht im 
Gegensatz zu den Grundrechten. Ich würde aber vor-
schlagen, daß eine Firma, die sich hier beschwert 
fühlt, das Bundesverfassungsgericht anruft. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Keine 
weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 25 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Wernitz auf: 

Wird die Bundesregierung die Bemühungen der Regierung der 
USA unterstützen, international die Einführung bestimmter Ver-
haltensregeln für alle Großkonzerne zur künftigen Vermeidung 
von Bestechungsfällen zu erreichen, und welche Vorstellungen 
hat hierzu die Bundesregierung? 

Herr Staatssekretär. 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Abgesehen davon, 
daß Bestechungshandlungen aktiver und passiver 
Art zu verurteilen sind, können Bestechungsfälle, 
in die multinationale Unternehmen verwickelt sind, 
zu verallgemeinernden Rückschlüssen führen. Dies 
kann die Tätigkeit unbeteiligter und integrer Unter-
nehmen, die nach Ansicht der Bundesregierung den 
eindeutigen Regelfall darstellen, erschweren oder 
sogar gefährden. Bestechungsfälle können unter Um-
ständen auch Beziehungen zwischen Regierungen be-
lasten. Die Bundesregierung hält daher die Ein-
führung von Verhaltensregeln zur künftigen Ver-
meidung von aktiven und passiven Bestechungs-
fällen für notwendig. Sie wird die entsprechenden 
Bemühungen der Regierung der USA unterstützen. 

Nach den Vorstellungen der Bundesregierung 
sollten die Verhaltensregeln gegen Bestechung in 
die schon in Arbeit befindlichen bzw. vorgesehenen 
Verhaltenskodizes für multinationale bzw. trans-
nationale Unternehmen aufgenommen werden. Ich 
meine damit einmal den OECD-Verhaltenskodex für 
multinationale Unternehmen, der im Juni dieses 
Jahres verabschiedet werden soll und dessen Ent-
wurf eine Verhaltensregel gegen aktive und passive 
Bestechung enthält. Zum anderen meine ich den 
Verhaltenskodex, den die UN-Kommission für trans-
nationale Unternehmen ,ausarbeiten soll. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, ich möchte 
Sie über das, was Sie jetzt hier angedeutet haben, 
hinaus fragen: Hat es — unter Bezugnahme auf die 
entsprechenden Erklärung der Regierung der Ver-
einigten Staaten — in dieser Frage schon konkretere 
Kontakte zwischen der Bundesregierung und der 
Regierung der Vereinigten Staaten gegeben? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es hat im Blick auf 
die Vorbereitung der Normen, die ich soeben ge-
nannt habe, Kontakte gegeben, darüber hinaus nicht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Dr. Wernitz (SPD) : Besteht die Absicht, in dieser 
Hinsicht noch zusätzlich etwas zu tun? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
ist der Meinung, daß die vorgesehenen Regelungen 
dem Anliegen Rechnung tragen. Es ist von unserer 
Seite nicht beabsichtigt, darüber hinauszugehen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Damit 
sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers für Wirtschaft beantwortet. Herr Staats-
sekretär, ich danke Ihnen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
der Verteidigung auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht Herr Parlamentarischer Staatssekretär Schmidt 
(Würgendorf) zur Verfügung. Die Frage 38 ist von 
Herrn Abgeordneten Spranger eingereicht: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die am 15. März 1976 ver-
öffentlichte NATO-Studie, derzufolge Westeuropa einem Über-
raschungsangriff des hochgerüsteten Warschauer Pakts weit-
gehend hilflos gegenüberstehen würde, und welche Konsequen-
zen zieht die Bundesregierung daraus? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Verteidigung: Herr Kollege, bei der von Ihnen 
erwähnten Veröffentlichung handelt es sich nicht um 
eine NATO-Studie, sondern um Auszüge aus der 
Dissertation, also einer privaten Arbeit, eines bel-
gischen Offiziers, die von diesem bereits vor sechs 
Jahren verfaßt und der Universität Brüssel einge-
reicht wurde. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie mir sagen, von welchen falschen Fakten und 
Voraussetzungen diese Studie ausgeht? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Wenn Sie von einer 
Studie sprechen, Herr Kollege, muß ich noch ein-
mal betonen: Es ist eine Ausarbeitung eines Offi-
ziers, der eine Dissertation an einer Universität ein-
gereicht hat. Wir können niemanden daran hindern, 
von irgendwelchen Thesen auszugehen, die nicht 
offizielle Meinung der NATO sind. Hier geht es 
nicht um die Erarbeitung der offiziellen Meinung der 
NATO. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Sie ha-
ben noch eine Zusatzfrage. 

Spranger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, muß 
ich demnach feststellen, daß Sie nicht in der Lage 
sind, hier Fakten zu nennen, die in dieser Studie 
oder Dissertation falsch zum Ausdruck gebracht oder 
dargelegt werden? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
muß hier noch einmal betonen: Es handelt sich nicht 
um eine Studie der NATO, sondern um eine private 



16208 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 232. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 31. März 1976 

Parl. Staatssekretär Schmidt 
Ausarbeitung eines Mannes. Aus diesem Grunde bin 
ich nicht bereit, darauf einzugehen, was ein Privat-
mann in bezug auf die europäische Allianz auf den 
Tisch legt, und nun zu widerlegen oder zu bestäti-
gen, was in dieser Ausarbeitung steht. Ich bin jeder-
zeit bereit, Ihnen das unter vier Augen zu sagen; 
aber ich bin nicht bereit, mich hier mit einer privaten 
Ausarbeitung zu beschäftigen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 39 des Herrn Abgeordneten Gerlach (Ober-
nau) auf: 

Hält es die Bundesregierung mit der Pflicht des Soldaten, durch 
sein gesamtes Verhalten für die Erhaltung der freiheitlich-demo-
kratischen Grundordnung einzutreten und sich nicht zugunsten 
einer politischen Richtung zu betätigen, für vereinbar, daß ein 
Gefreiter der Bundeswehr als DKP-Funktionär und -Parteitags-
delegierter gleichzeitig Vertrauensmann seiner Einheit ist und in 
seiner Einheit kommunistische Ansichten verbreitet (ARD-Report-
Sendung vom 22. März 1976)? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Gestatten Sie, daß 
ich beide Fragen im Zusammenhang beantworte? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Der Fra-
gesteller ist einverstanden. Dann rufe ich auch die 
Frage 40 des Herrn Abgeordneten Gerlach (Ober-
nau) auf: 

In welchen weiteren Einheiten der Bundeswehr sind DKP-
Funktionäre oder DKP-Mitglieder als Vertrauensmänner der 
Truppe tätig, und was gedenkt die Bundesregierung im genann-
ten Fall sowie grundsätzlich dagegen zu unternehmen? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Zur ersten Frage, 
Herr Kollege Gerlach: Der Gefreite A rndt wurde 
ordnungsgemäß zum Vertrauensmann seiner Ein-
heit gewählt. Er hat dieses Amt seit dem 10. De-
zember 1975 ausgeübt. 

Die bloße Zugehörigkeit zu einer im Bundesge-
biet nicht verbotenen politischen Partei und die 
Wahrnehmung einer Delegiertentätigkeit auf einem 
Parteitag schränken nach dem Vertrauensmänner-
wahlgesetz weder die Wählbarkeit ein noch sind sie 
ein Grund für die Abberufung als Vertrauensmann. 

Die Verbreitung politischen Gedankenguts im 
Dienst oder innerhalb der dienstlichen Unterkünfte 
und Anlagen kann jedoch zur Abberufung führen. Im 
vorliegenden Fall hat der Bataillonskommandeur 
am 20. Januar 1976 die Abberufung bei der 2. Kam-
mer des Truppendienstgerichts Nord gemäß § 22 
des Vertrauensmännerwahlgesetzes beantragt. Die 
Ablösung wurde inzwischen durch das Truppen-
dienstgericht verfügt und dem Soldaten am 22. März 
1976 eröffnet. 

Ihre zweite Frage vermag ich nicht zu beantwor-
ten. Die Bundesregierung beabsichtigt nämlich nicht, 
sich die eventuelle Parteizugehörigkeit von Solda-
ten melden zu lassen, die für die Wahl zum Vertrau-
ensmann kandidieren oder schon gewählt worden 
sind. Sie ist auch nicht bereit, die Wählbarkeit wei-
ter einzuengen oder die Möglichkeiten zur Abberu-
fung von Vertrauensmännern zu erweitern. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage. 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, gehe ich zu Recht davon aus, daß das Vertreten 
kommunistischer Ansichten durch einen Soldaten ge-
gen seine Pflicht verstößt, durch sein gesamtes Ver-
halten für die freiheitlich-demokratische Grundord-
nung einzutreten? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Ich habe diese Frage 
bereits beantwortet, nämlich dahin, daß die Verbrei-
tung politischen Gedankenguts — das gilt natürlich 
auch für kommunistisches Gedankengut — im Dienst 
oder innerhalb der dienstlichen Unterkünfte und 
Anlagen verboten ist und hier auch sofort die Kon-
sequenz gezogen wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
zweite Zusatzfrage. 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU) : Erwägt die Bun-
desregierung, rechtliche Vorkehrungen zu treffen, 
damit Verfassungsfeinde von der Wahl in derartige 
Schlüsselstellungen ausgeschlossen werden? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Ich persönlich würde 
in dieser Formulierung sehr vorsichtig sein, weil 
eine nicht verbotene Partei die Rechte, die die Ver-
fassung gewährt, natürlich auch ausnutzen kann. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU) : Sollte der Bildung 
derartiger Agitationsfelder von Kommunisten in der 
Bundeswehr nicht rechtzeitig durch organisatorische 
Maßnahmen, wie beispielsweise durch Versetzun-
gen, vorgebeugt werden? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Es ist die Frage, ob 
für eine politische Tätigkeit — vielleicht sogar für 
eine Überzeugung — eine Bestrafung durchgeführt 
werden soll; das wäre es nämlich in diesem Falle. Ich 
kann nur sagen, daß alles getan wird, um die Mög-
lichkeiten der Beobachtung solcher Gruppen überall 
wahrzunehmen. Wir können von uns aus auch fest-
stellen, daß das bisher in sehr zufriedenstellender 
Weise geschehen ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr Kol-
lege, keine Wertungen, sondern eine letzte Zusatz-
frage. 

Gerlach (Obernau) (CDU/CSU) : Da Sie bei meiner 
zweiten Frage nur davon ausgegangen sind, ob vor 
der Wahl eine Überprüfung stattfinden soll, noch 
einmal konkret die Frage: Sind in anderen Truppen-
teilen solche Agitationen festgestellt worden? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Dort, wo sie fest-
gestellt worden sind — hier und da ist das der Fall 
gewesen —, sind die Konsequenzen gezogen wor-
den. Dort, wo wir so etwas vermuten, sind die Be-
obachtungen derart, daß wir alle diese Dinge fest 
im Griff haben. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Jäger (Wangen). 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
hat der Verzicht der Bundesregierung auf Fest-
stellung der DKP-Mitgliedschaft bei solchen Ver-
trauensleuten nicht zur Folge, daß eine von der 
Bundesregierung selbst für verfassungsfeindlich er-
klärte Organisation in ihrer Unterwanderungstätig-
keit außer Kontrolle gerät? 

Schmidt, Parl. Staatssekretär: Ich möchte fast eine 
Gegenfrage stellen: Ist das nicht eine Partei, die in 
diesem Land nicht verboten ist? Sie ist ja nicht ver-
boten. Aus diesem Grunde meine ich, daß wir auch 
mit solchen Wertungen sehr vorsichtig sein sollten. 
Wir haben von der Bundeswehr alles abzuwenden, 
was dort politische Indoktrination bzw. auch poli-
tische Agitation ist. Im übrigen kann, soweit es sich 
um demokratische oder nicht verbotene Parteien 
handelt — ich mache den feinen Unterschied —, 
jeder, der sich politisch betätigt, draußen tun, was er 
will. Das ist die große Freiheit, die dieses Land 
bietet. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich 
glaube, die letzte Frage bewegte sich gerade an 
der Grenze des erforderlichen Zusammenhangs. Und 
wir können hier, Herr Staatssekretär, auch nicht 
eine Fragestunde für Fragen der Regierung an die 
Mitglieder des Hauses durchführen. 

Damit sind die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers der Verteidigung beantwortet. 
Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Jugend, Familie und 
Gesundheit. Zur Beantwortung steht der Herr Par-
lamentarische Staatssekretär Zander zur Verfügung. 

Die Fragen 41 und 42 der Abgeordneten Frau 
Funcke werden schriftlich beantwortet. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 43 des Abgeordneten Amling 
auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung amerikanischer und 
schwedischer Wissenschaftler, daß die zur Entkeimung von Ge-
tränken verwendete Chemikalie Baycovin (Pyrokohlensäure-
diäthylester = PKE) krebserregende Wirkung hat, und denkt sie 
gegebenenfalls an ein Verbot bei der Herstellung von Limonaden 
(ein Verbot bei der Herstellung von Wein besteht bereits), oder 
schließt sie sich der Meinung der Limonadenhersteller an, daß 
diese Chemikalie in alkoholfreien Getränken nicht krebserre-
gend ist? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Kollege 
Amling, die Bundesregierung hat die Beurteilung 
des zur Entkeimung von Getränken verwende-
ten Stoffs Baycovin in den USA, in Schweden, aber 
auch in dem Expertenkomitee der Weltgesundheits-
organisation laufend beobachtet. Sie hat ferner die 
Fremdstoffkommission der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft zu diesem Problem befragt. In ihrem 
Beschluß vom November 1972 hat diese in Kennt-
nis der internationalen Entwicklung gegen die Ver-
wendung von Baycovin bei alkoholfreien Geträn-

ken für zunächst vier Jahre keine Bedenken erho-
ben. Allerdings regte sie eine toxikologische Über-
prüfung an, die seitdem im Deutschen Krebsfor-
schungszentrum Heidelberg durchgeführt wird. 

Auch bei einem im November 1974 im Krebsfor-
schungszentrum durchgeführten internationalen Ex-
pertengespräch sind keine Bedenken gegen die 
Weiterverwendung des Stoffes bei alkoholfreien Ge-
tränken vorgebracht worden. Die Fremdstoffkom-
mission der Deutschen Forschungsgemeinschaft hat 
ihren Beschluß im Oktober 1975 nochmals überprüft 
und weiterhin keinen Anlaß gesehen, ihn zu ändern. 

Bei dieser Sachlage hält es die Bundesregierung 
für angebracht, die von der Fremdstoffkommission 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft für eine sach-
gerechte Beurteilung des Stoffes erforderlich gehal-
tene Frist von vier Jahren abzuwarten, die im 
Herbst dieses Jahres abläuft. Sie hat die Fremd-
stoffkommission gebeten, ihr dann aber unverzüg-
lich über die gesundheitliche Beurteilung des Stof-
fes ein abschließendes Votum zu geben. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Amling (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es im Inter-
esse der Aufklärung der Verbraucher nicht trotzdem 
notwendig, wenigstens auf dem Verpackungsmate-
rial darauf hinzuweisen, daß die Lebensmittel Bay-

, covin enthalten? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Nein, das glaube ich 
nicht; denn das würde gewiß zu einer großen Un-
sicherheit führen. Man muß hier immer abwägen, ob 
Verdachtsgründe, die gegen bestimmte Stoffe oder 
Kombinationen vorgebracht werden, so gewichtig 
sind, daß es eines so gravierenden Eingriffs bedarf 
und ihn rechtfertigt. Das scheint hier nach dem 
Urteil aller Experten, die das letzten Endes beur-
teilen müssen, nicht der Fall zu sein. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Noch. 
eine Zusatzfrage. 

Amling (SPD) : Sie wissen aber, daß z. B. bei Kon-
servierungsstoffen, die auch nicht gesundheitsschäd-
lich sind, eine solche Kennzeichnungspflicht besteht? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Dafür gibt es eine 
entsprechende gesetzliche Grundlage. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 44 des Abgeordneten Burger auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung das erstaunliche, beinahe 
unglaubwürdige, Ergebnis einer Befragung des Statistischen 
Bundesamts in Wiesbaden, nach welcher 2,5 % aller Kinder un-
ter 16 Jahren körperlich, geistig oder seelisch behindert seien, 
es gäbe 27 % Lernbehinderungen, 17 % geistige Behinderungen, 
20 % körperliche und 17 % Behinderungen an den Sinnesorga-
nen, doch nur bei 53 % der behinderten Kinder fände eine ärzt-
liche Behandlung statt, und welche Konsequenzen gedenkt die 
Bundesregierung daraus gegebenenfalls zu ziehen? 

Zander, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Burger, 
im Aktionsprogramm der Bundesregierung zur För-
derung der Rehabilitation der Behinderten aus dem 
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Jahr 1970 war von einer Größenordnung von 500 000 
Behinderten in dieser Altersgruppe ausgegangen 
worden. Schätzungen der Kultusministerkonferenz, 
des Deutschen Bildungsrats und im Bildungsgesamt-
plan über die Gesamtzahl der 6- bis 16jährigen Be-
hinderten gehen von 360 000 bis 475 000 Personen 
aus. Es ergibt sich also, daß die Mikrozensus-Er-
hebung von 1974 mit einer Gesamtzahl von 358 000 
behinderten Kindern — das sind 2,5 % aller Kinder 
unter 16 Jahren — die vorherigen Schätzungen im 
wesentlichen bestätigt hat. 

Nach der Erhebung des Statistischen Bundesamts 
sind in dem Prozentsatz der in ärztlicher Behandlung 
stehenden Kinder von 53 v. H. der behinderten Kin-
der nur diejenigen erfaßt, die im Zeitpunkt der 
Befragung in ärztlicher Behandlung standen. Diese 
Quote wird von der Bundesregierung nicht als zu 
niedrig angesehen. Denn einmal gibt es Behinderun-
gen, die in der Regel nicht einer ärztlichen, sondern 
einer anderen therapeutischen Behandlung bedürfen 
wie etwa Lese- und Rechtschreibeschwächen und 
Lernbehinderungen. Zum anderen ist bei einer Reihe 
von Behinderungsarten, insbesondere bei geringeren 
Behinderungen, eine laufende ärztliche Betreuung, 
etwa nach abgeschlossener medizinischer Rehabili-
tation, nicht mehr erforderlich. 

Die Möglichkeiten, die im Vergleich hierzu ge-
ringe Zahl von behandlungsbedürftigen, aber nicht 
behandelten Fällen auf ein Minimum zu reduzieren, 
wurden in den letzten Jahren entscheidend verbes-
sert. Ich weise hierzu besonders hin auf die Einfüh-
rung von Vorsorgeuntersuchungen für Kinder in den 
ersten vier Lebensjahren als Pflichtleistungen der 
gesetzlichen Krankenkassen seit dem 1. Juli 1971 
und die Erweiterung und Verbesserung der Leistun-
gen der medizinischen Rehabilitation durch die so-
ziale Krankenversicherung tinter Einbeziehung der 
mitversicherten Familienangehörigen nach dem Re-
habilitationsangleichungsgesetz. Eltern und Betreu-
ungspersonen werden durch das Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit und die Bun-
deszentrale für gesundheitliche Aufklärung immer 
wieder auf die bestehenden Möglichkeiten der Vor-
sorge, Früherkennung und Frühbehandlung und die 
Notwendigkeit ihrer Inanspruchnahme hingewiesen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Burger (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, Sie sehen 
also in dem Umstand, daß 53 % der behinderten Kin-
der nicht ärztlich betreut werden, keine Gefährdung 
der Rehabilitation dieser betroffenen Kinder? 

Zander, Parl. Staatssekretär: So ist es, weil der 
Begriff der Behinderten hier so weit gefaßt ist, daß 
nicht alle nach der Art ihrer Behinderung eine ärzt-
liche Behandlung laufend benötigen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
weitere Zusatzfrage. 

Burger (CDU/CSU) : Kann man annehmen, daß die 
festgestellten Mängel — ich sehe darin doch einen  

gewissen Mangel — in der Frühbehandlung behin-
derter Kinder weniger daran liegen, daß die Behin-
derung nicht erkannt wird, als an der fehlenden 
Bereitschaft oder Einsicht zur möglichst frühen Be-
handlung der Schäden? 

Zander, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregierung 
hat die Möglichkeiten zur Vorsorgeuntersuchung er-
weitert. Sie tut alles, um die Inanspruchnahme zu 
fördern. Jede Unterstützung, die sie dabei findet, 
ist nützlich. Es geht darum, daß die vorhandenen 
Rechte und Möglichkeiten intensiver und umfassen

-

der  wahrgenommen werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 45 des Abgeordneten Pfeffermann auf. — 
Der Abgeordnete ist nicht im Saal. Die Frage wird 
schriftlich beantwortet. Die Antwort wird als An-
lage abgedruckt. 

Der Abgeordnete Kiechle hat um schriftliche Be-
antwortung der von ihm eingereichten Frage 46 ge-
beten. Dies gilt auch für die von der Frau Abge-
ordneten Schleicher eingebrachte Frage 47. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Herr Staatssekretär Zander, ich danke Ihnen für 
die Beantwortung der zum Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Gesund-
heit eingereichten Fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Verkehr und für das Post- und Fern-
meldewesen. Meine Damen und Herren, infolge 
einer Sitzung in Berlin stelle ich die Fragen 48 bis 
59 jetzt zurück. Diese Fragen werden morgen in der 
Fragestunde aufgerufen. Ich nehme an, Sie sind 
mit diesem Verfahren einverstanden. 

Zur Beantwortung der übrigen Fragen aus dem 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen steht der 
Herr Parlamentarische Staatssekretär Haar zur Ver-
fügung. 

Ich rufe die Frage 60 des Abgeordneten Dr. Böh-
me (Freiburg) auf. — Der Abgeordnete ist nicht im 
Saal. Diese sowie die von ihm eingereichte Frage 61 
werden schriftlich beantwortet. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 62 des Abgeordneten Böhm 
(Melsungen) auf: 

Welches Ergebnis hat die wegen des geringen Bevölkerungs-
wachstums und der dementsprechend geringeren Zunahme des 
Personen- und Güterverkehrs für die Neubaustrecke Hannover—
Würzburg durchgeführte Aktualisierung der Wirtschaftlichkeits-
berechnung, auf die die Bundesregierung midi auf meine Frage 
Nr. 52, Drucksache 7/4130 vom 8. Oktober 1975, hingewiesen hat, 
und liegt für das 7,5-Milliarden-DM-Projekt für den Fall, daß 
es ausgeführt werden soll, ein konkreter Finanzierungsplan vor? 

Haar, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen: 
Eine betriebswirtschaftliche Untersuchung für die 
Neubaustrecke Hannover—Würzburg, deren Auf-
stellung in den Verantwortungsbereich der Deut-
schen Bundesbahn fällt, liegt mir noch nicht vor, 
Herr Kollege. Eine gesamtwirtschaftliche Bewertung 
erfolgt im Rahmen der Fortschreibung der Bundes- 
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verkehrswegeplanung. Ein konkreter Finanzierungs-
plan kann erst nach Abschluß dieser Arbeiten er-
stellt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatsse-
kretär, teilen Sie meine Auffassung, daß angesichts 
der geringeren Zuwachsraten im Personen- und 
Güterverkehr auf Grund der geringeren Bevölke-
rungszunahme eine neue Überlegung hinsichtlich 
der Wirtschaftlichkeitsrechnung höchstwahrschein-
lich das ganze Projekt in Frage stellen wird? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich kann 
das heute noch nicht mit letzter Sicherheit beant-
worten. Die bisherigen Ermittlungen deuten darauf 
hin, daß der Neubau der Strecke Hannover—Würz-
burg anderen wichtigen Investitionen im Bereich 
des Straßen- und Wasserstraßenbaus zumindest 
gleichwertig ist. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Herr 
Kollege, Sie haben noch eine Zusatzfrage. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, wann ist mit der Bekanntgabe der von Ihnen 
angekündigten Neuberechnung der Wirtschaftlich-
keit zu rechnen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich gehe davon aus, 
daß diese Berechnungen und auch die Schlußfolge-
rungen, die daraus zu ziehen sind, im Laufe dieses 
Jahres möglich sind. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Frage 63 des Abgeordneten Böhm (Melsungen) 
auf: 

Welche Vereinbarungen wurden mit der DDR über die ver-
kehrsmäßige Sicherheit (Hilfe bei Katastrophen, Unfällen) auf 
dem ca. 2 km langen Eisenbahnstreckenabschnitt Wildedck/Raß-
dorf—Wildeck/Hönebach, der durch DDR-Gebiet führt, aber von 
der Deutschen Bundesbahn unterhalten wird und auch mit Per-
sonal der Deutschen Bundesbahn befahren wird, getroffen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: In Ergänzung des Ver-
kehrsvertrages vom 26. Mai 1972, in dem die Ge-
staltung des Eisenbahnverkehrs von und nach Ober-
suhl über Wildeck/Raßdorf und Wildeck/Hönebach 
geregelt ist, sind in einem Eisenbahngrenzüberein-
kommen Bestimmungen festgelegt, wie bei Betriebs-
unfällen und außergewöhnlichen Vorkommnissen 
verfahren wird. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
Zusatzfrage. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, da ich davon ausgehe, daß Sie sich in diesem 
Zusammenhang auf das Übereinkommen vom 25. 
September 1972 beziehen, frage ich Sie: Wo ist 
konkret die Frage geregelt, welche Seite — die DDR 
oder die Bundesrepublik Deutschland — für Hilfe-

leistungen bei Unfällen zuständig und verantwort-
lich ist? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, im Ver-
trag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik über Fragen 
des Verkehrs ist in Art. 15 der Eisenbahnverkehr 
von und nach Obersuhl geregelt. Darauf habe ich 
bereits hingewiesen. Ergänzend hierzu sind in dem 
Eisenbahngrenzübereinkommen — abgeschlossen 
zwischen der Deutschen Bundesbahn, vertreten 
durch die Hauptverwaltung, und dem Ministerium 
für Verkehrswesen der Deutschen Demokratischen 
Republik — nähere Ausführungsbestimmungen fest-
gelegt. Ich kann Ihnen die §§ 10 und 12 dieses Über-
einkommens — sie betreffen das Verfahren bei Be-
triebsunfällen und außergewöhnlichen Vorkommnis-
sen — gern zustellen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage. 

Böhm (Melsungen) (CDU/CSU) : Da die Frage-
stunde auch der Unterrichtung der Öffentlichkeit 
dient, frage ich Sie noch einmal ganz konkret: Wer 
ist für die Hilfeleistung zuständig, wenn auf diesen 
zwei Kilometer Strecke ein Unfall passiert? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich verweise nochmals 
auf die §§ 10 und 12 des genannten Übereinkom-
mens. Hinsichtlich Untersuchungen und allgemeinen 
Feststellungen ist folgendes festzuhalten. Wenn ein 
Zug auf der Grenzstrecke unvorhergesehen zum Hal-
ten kommt, so sind sofort die Nachbargleise abzu-
riegeln, wenn ihre Befahrbarkeit nicht einwandfrei 
zu erkennen ist. Für die weiteren fahrdienstlichen 
Maßnahmen hat der zuständige Fahrdienstleiter die 
erforderlichen Aufträge zu erteilen. Im Eisenbahn-
grenzverkehr ist das Zugpersonal nicht berechtigt, 
auf den Strecken der anderen Eisenbahnverwaltung 
über die Befahrbarkeit von Schienenbrüchen allein 
zu entscheiden. Die Folgen von Bahnbetriebsunfällen 
und außergewöhnlichen Vorkommnissen beseitigt 
jede Eisenbahnverwaltung in ihrem Instandhaltungs-
bereich. Die Untersuchung von Bahnbetriebsunfällen 
und außergewöhnlichen Vorkommnissen obliegt der 
Eisenbahnverwaltung, in deren Bereich die Unregel-
mäßigkeiten aufgetreten sind. Ich denke, daß diese 
Regelungen auch bezüglich der Zuständigkeiten 
Klarheit schaffen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Wir 
kommen zu Frage 64 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Jobst. — Der Herr Abgeordnete ist nicht im Saal. 
Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die Antwort 
wird als Anlage abgedruckt. 

Die Abgeordnete Frau Dr. Riedel-Martiny hat um 
schriftliche Beantwortung der von ihr eingereichten 
Frage 65 gebeten. — Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Wir kommen zur Frage 66 des Herrn Abgeordne-
ten Dr. Riedl. — Der Herr Abgeordnete ist nicht im 
Saal. Die Frage wird schriftlich beantwortet. Die 
Antwort wird als Anlage abgedruckt. 
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Die Frage 67 ist von dem Herrn Abgeordneten 

Kunz (Berlin) eingebracht. — Der Herr Abgeordnete 
ist nicht im Saal. Dann wird Frage 67 ebenso wie die 
von dem Herrn Abgeordneten Kunz (Berlin) einge-
brachte Frage 69 schriftlich beantwortet. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe nunmehr die Frage 68 des Herrn Abge-
ordneten Straßmeir auf: 

Durch welche Maßnahmen wird die Bundesregierung gegenüber 
der DDR sicherstellen, daß entsprechend Artikel 10 Abs. 2 des 
Verkehrsvertrags die Anreise der Teilnehmer am Sängerfest 
mit Sonderzügen im vorgesehenen vollen Umfang gewährleistet 
ist? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich bitte darum, die 
Fragen 68 und 70 des Herrn Abgeordneten Straß-
meir, da sie im Zusammenhang stehen, gemeinsam 
beantworten zu dürfen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Herr Kol-
lege, sind Sie damit einverstanden? — Dann rufe 
ich noch die Frage 70 des Herrn Abgeordneten 
Straßmeir auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Weigerung 
der DDR, Sonderzüge zum Sängerfest zur Verfügung zu stellen, 
ein weiterer Schritt im Zusammenhang der zielgerichteten Kam-
pagne der DDR gegen Berlin ist? 

Bitte. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Das von Ihnen ange-
sprochene Problem ist — darüber wurde auch be-
reits in der Presse berichtet — inzwischen positiv 
gelöst worden, Herr Kollege. Die Deutsche Reichs-
bahn hat sich gegenüber der Deutschen Bundesbahn 
bereit erklärt, Sonderzüge zum Chorfest des Deut-
schen Sängerbundes in Berlin im Juni 1976 zur Ver-
fügung zu stellen. Die genaue Zahl wird im Rahmen 
der betrieblichen Möglichkeiten der Deutschen 
Reichsbahn von Experten der beiderseitigen Bahn-
verwaltungen in Kürze festgelegt werden. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Straßmeir. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie uns mitteilen, mit welcher Begründung die 
DDR ursprünglich den Einsatz oder die Zulassung 
von Sonderzügen abgelehnt hatte? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Es handelt sich hier 
um ein außergewöhnlich umfangreiches Verkehrs-
aufkommen im Sinne von Art. 11 Abs. 2 des Tran-
sitabkommens; darüber kann es keinen Zweifel ge-
ben. Zunächst wurde nicht die Möglichkeit gese-
hen, kurzfristig zu einer Übernahme dieses Ver-
kehrs ohne Regelung von Einzelheiten — z. B. auch 
Abstellmaßnahmen — zu kommen. Diesbezügliche 
Verhandlungen sind jetzt in Gang gekommen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, nach-
dem bereits Verhandlungen stattgefunden haben  

und inzwischen eine partielle Zusage der Reichs-
bahn vorliegt, möchte ich Sie fragen, welche Fra-
gen nun eigentlich noch strittig sind. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es geht 
darum, ob es zur Übernahme aller 28 Sonderzüge 
kommen kann, soweit es sich um betriebliche Pro-
bleme handelt, die gemeinsam erörtert werden müs-
sen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine wei-
tere Zusatzfrage. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kann 
die Bundesregierung mit Sicherheit davon ausge-
hen, daß am Ende — ähnlich wie bei anderen, ur-
sprünglich gegebenen Zusagen — nicht doch noch 
die Gefahr einer erneuten Absage oder Behinde-
rung besteht? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich halte nach den bis-
herigen Erfahrungen Ihre Frage, bezogen auf die 
Gesamtüberlegung, für zumindest sehr rhetorisch. 
Ich glaube auch nicht, daß eine Stellungnahme der 
Bundesregierung zum möglichen Verhalten der DDR 
die Gespräche, die jetzt stattfinden, in der Sache 
fördern könnte, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine 
letzte Zusatzfrage. 

Straßmeir (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie sagen, auf Grund welcher Initiativen der 
Bundesregierung Sie das Einlenken der DDR sehen, 
oder nehmen Sie an, daß allein der Gedanke an 
eine Luftbrücke die DDR bewogen haben könnte, 
hier bessere Zusagen zu machen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Von dieser Motivation 
geht die Bundesregierung nicht aus, Herr Kollege. 

Vizepräsident Dr. Schmitt -Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage des  Herrn Abgeordneten Jäger. 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
war es nicht so, daß noch bis vor wenigen Tagen 
auch die Bundesregierung davon ausgegangen ist, 
daß sich die DDR grundsätzlich weigert, eine so 
große Zahl von Sonderzügen für die Besucher des 
Sängerfestes in Berlin einzusetzen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich habe 
bereits auf den Art. 11 Abs. 2 des Transitabkom-
mens hingewiesen. Ich möchte noch einmal den 
Wortlaut verlesen: 

Bei außergewöhnlich umfangreichem Verkehrs-
aufkommen wird im Rahmen der betrieblichen 
Möglichkeiten der Eisenbahnen der Einsatz zu-
sätzlicher Züge vereinbart. 

Das setzt in solchen Fällen beiderseitigen guten 
Willen und Gesprächsbereitschaft voraus. 
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Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Eine Zu-
satzfrage der Frau Abgeordneten Berger. 

Frau Berger (Berlin) (CDU/CSU) : Herr Staatssekre-
tär, können Sie mir sagen, ob es andere Fälle gege-
ben hat, in denen sich die DDR geweigert hat, Son-
derzüge aus besonderen Anlässen einzusetzen, und 
wenn ja, würden Sie darin eine der Maßnahmen 
sehen, die gegen Berlin gerichtet sind? 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Frau Kol-
legin Berger, die von Ihnen jetzt gestellte Zusatz-
frage steht nicht in dem notwendigen unmittelbaren 
Zusammenhang mit den vom Abgeordneten Straß-
meir eingereichten Fragen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Doch, mit 
Frage 70!) 

Die Fragen 71 und 72 des Herrn Abgeordneten 
Immer werden auf Wunsch des Fragestellers schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anla-
gen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 73 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Wernitz auf: 

Trifft es zu, daß die zuständigen Behörden bei der Ausgabe 
von sogenannten Zollkennzeichen für Pkw zum Teil so geringe 
Anforderungen an die Verkehrssicherheit der Fahrzeuge stellen, 
daß auch schrottreife Autos die Kontrolle passieren, und was 
kann die Bundesregierung hiergegen gegebenenfalls tun? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Nach den bestehenden 
Rechtsvorschriften müssen auch die mit Zollkenn-
zeichen versehenen Fahrzeuge verkehrssicher sein. 
Um dies festzustellen, haben die zuständigen Ver-
waltungsbehörden die Möglichkeit, bei Ausstellung 
des internationalen Zulassungsscheins die Fahr-
zeuge vorführen zu lassen. 

In der Praxis wird unterschiedlich verfahren. 
Einige Zulassungsstellen verzichten auch bei Ge-
brauchtfahrzeugen wegen Platz- und Personalman-
gels gänzlich auf die Vorführung, die meisten aber 
nur dann, wenn die Frist für die nächste TÜV- 
Untersuchung noch nicht abgelaufen ist. 

Die Durchführung des Straßenverkehrsrechts ist 
Sache der Länder. Eine Änderung der derzeitigen 
Praxis wäre in erster Linie deren Angelegenheit. 
Einer Änderung der Rechtsvorschriften bedarf es 
dazu nicht. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Dr. Wernitz (SPD) : Herr Staatssekretär, wäre es 
im Hinblick auf eine Verbesserung der Verkehrs-
sicherheit gerade bei den hier in Rede stehenden 
Pkws nicht sinnvoll, wenn von seiten der Bundes-
regierung die Anregung an die Länder weitergege-
ben würde, dieses Zollkennzeichen nur dann zu ver-
geben, wenn die vorgeschriebene Überprüfung beim 
TÜV vorgenommen worden ist? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich will gerne prüfen, 
Herr Kollege, ob wir Ihre Anregung im Rahmen 
der Kontaktgespräche mit den Ländern erörtern 
können. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Ich rufe 
die Fragen 74 und 75 des Herrn Abgeordneten Stahl 
auf: 

Welche Gründe sprechen dafür, daß die Deutsche Bundespost 
in ihrer Fernmeldeordnung, auch unter der Rubrik Ausnahme-
fälle, beim Ableben eines Fernsprechanschlußinhabers eine so-
fortige oder zumindest zum Monatsende mögliche Kündigung des 
Fernsprechanschlusses nicht vorsieht, wenn die Angehörigen den 
Anschluß nicht weiter aufrechterhalten wollen, der auf den 
Namen des Verstorbenen eingetragen ist? 

Welche Möglichkeit sieht der Bundespostminister, diese für die 
verbliebenen Angehörigen außerordentlich nachteilige Auswir-
kung abzustellen? 

Haar, Parl. Staatssekretär: Die Dienststellen der 
Deutschen Bundespost müssen die Aufhebung des 
Fernsprechanschlusses in die Wege leiten und die 
im Kabelnetz über mehrere Verzweigungseinrich-
tungen geführte Anschlußleitung wieder freischal-
ten, um sie einem anderen Teilnehmer überlassen 
zu können. Ich kann Ihnen heute zusagen, Herr 
Kollege, daß der Bundespostminister bereit ist, dem-
nächst die Möglichkeit einer verkürzten Kündi-
gungsfrist bei Todesfällen zu schaffen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Zusatz-
frage. 

Stahl (Kempen) (SPD) : Herr Staatssekretär, ich 
gehe davon aus — wie in diesem Falle geschehen —, 
daß der Verstorbene in einer Familie wohnte, die 
den Fernsprechanschluß nicht mehr aufrechterhalten 
will. Dann braucht man keine Kabel zu verändern, 
sondern da ist einfach die Übereinkunft der Ver-
tragspartner nicht mehr vorhanden. Daher hätte die 
Bundespost in ihrer Ausnahmeregelung so etwas 
schon früher erledigen können. 

Haar, Parl. Staatssekretär: Ich habe die Antwort 
etwas verkürzt, weil ich Ihnen eine Positivregelung 
bereits andeuten konnte. Ich darf aber auf Ihre Frage 
jetzt noch konkret sagen: Der Teilnehmer behält 
durch die etwa aufgeschaltete Hinweisansage und 
die unter bestimmten Voraussetzungen zugestan-
dene Mitnahme der bisherigen Rufnummer in eine 
andere Wohnung auch noch nach der Kündigung 
die Möglichkeit einer gewissen Einflußnahme auf 
die Einrichtungen selbst. Dies gilt auch im Falle des 
Todes des Anschlußinhabers, selbstverständlich auch 
für dessen Erben. Diesem technischen und verwal-
tungsmäßigen Betriebsablauf hat die bisherige Kün-
digungsfrist Rechnung getragen. 

Vizepräsident Dr. Schmitt-Vockenhausen: Meine 
Damen und, wir stehen damit am Ende der Frage-
stunde. Ich danke Ihnen und berufe die nächste Sit-
zung des Deutschen Bundestages auf Donnerstag, 
den 1. April, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.31 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Ergänzende Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Schmidt-Vocken-
hausen (SPD) (Drucksache 7/4364 Frage B 18, 206. 
Sitzung, Seite 14249) : 

Mit meinem Antwortschreiben hatte ich die Ihrer 
Anfrage zugrunde liegende Annahme bestätigt, daß 
eine Anpassung der Gruppenversicherung für die 
Arbeitnehmer bei den Stationierungsstreitkräften 
an das Betriebsrentengesetz keine Möglichkeit bie-
tet, die bisherige Ablösungsvergütung beizubehal-
ten. Ich hatte darüber hinaus die Möglichkeit ver-
neint, eine Übergangsregelung für die bei Inkraft-
treten des Betriebsrentengesetzes in der Gruppen-
versicherung bereits versicherten Arbeitnehmer zu 
treffen. 

Eine erneute Prüfung hat inzwischen ergeben, daß 
die Beibehaltung der Ablösungsvergütung eine pau-
schale Erhebung der Lohnsteuer von den Beiträgen 
zur Gruppenversicherung nicht ausschließt. Dement-
sprechend ist auch eine Aufgabe der Ablösungsver-
gütung nicht mehr vorgesehen. Hiernach stellt sich 
ebenfalls nicht mehr die Frage nach einer Über-
gangsregelung. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Waigel (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/4926 Fragen A 8 und 9) : 

Entspricht es den Tatsachen, daß Sprechfunkanlagen des Kata-
strophenschutzes, die bereits gekauft und eingerichtet sind, des-
wegen nicht betrieben werden dürfen, weil eine Abstimmung 
zwischen dem Bundesinnenminister und den Oberpostdirektionen 
über die Anerkennung des Katastrophenschutzes als Nachfolge-
organisation des Luftschutzhilfsdienstes trotz jahrelanger Bemü-
hungen noch nicht erfolgt ist? 

Wo können wegen dieses Sachverhalts Sprechfunkanlagen nicht 
eingesetzt werden, und wie hoch ist der Wert dieser Geräte? 

Es trifft zu, daß in den zwischen dem Bundesmini-
ster des Innern und dem Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen geführten Gesprächen 
die mit dem Betrieb von Sprechfunkanlagen des Ka-
tastrophenschutzes zusammenhängenden fernmelde-
rechtlichen Fragen noch nicht abschließend geklärt 
worden sind. Es handelt sich dabei um schwierige 
Rechtsfragen von erheblicher Tragweite, bei deren 
Erörterung besondere Sorgfalt geboten ist. Mit der 
angestrebten Klärung ist in Kürze zu rechnen. 

Der Betrieb von Sprechfunkanlagen des Katastro-
phenschutzes ist infolge der rechtlichen Meinungs-
verschiedenheiten zwischen den genannten Ministe- 
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rien nur im Bereich Stuttgart beeinträchtigt worden. 
Die dortige Oberpostdirektion hat Betreibungsver-
bote ausgesprochen, von denen 15 Funkanlagen im 
Wert von insgesamt etwa 45 000,— DM betroffen 
sind. 

Die Bundesregierung wird sicherstellen, daß der-
artige Beeinträchtigungen — unabhängig vom Ver-
lauf der rechtlichen Erörterungen — wiederaufge-
hoben werden und künftig unterbleiben. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Gansel (SPD) (Druck-
sache 7/4926 Frage A 10) : 

Warum ist noch keine Unfallverhütungsrichtlinie für den öffent-
lichen Dienst des Bundes nach dem Arbeitssicherheitsgesetz in 
Kraft getreten, und wann ist spätestens mit einer solchen Richt-
linie zu rechnen? 

Die öffentliche Verwaltung ist nicht unmittelbar in 
den Geltungsbereich des Arbeitssicherheitsgesetzes 
einbezogen worden. Durch § 16 dieses Gesetzes wird 
der öffentliche Dienst aber aufgefordert, in seinem 
Bereich einen gleichwertigen Arbeitsschutz zu ge-
währleisten. 

Der Bund hat die Vorbereitungen für die Durch-
führung dieses Gesetzauftrags getroffen. Seit Sep-
tember 1975 liegt der Entwurf einer „Richtlinie für 
den betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen 
Dienst in den Verwaltungen und Betrieben des Bun-
des" vor. Zwischen den Bundesressorts wurde da-
mals Einvernehmen darüber erzielt, daß die Grund-
sätze des Richtlinienentwurfs in den Bundesverwal-
tungen angewendet werden, soweit entsprechende 
ärztliche und technische Einrichtungen vorhanden 
sind und soweit damit kein zusätzlicher Personal-
und Kostenaufwand verbunden ist. 

Offiziell ist der Richtlinienentwurf bisher nicht in 
Kraft gesetzt worden, weil die für eine einheitliche 
Anwendung im öffentlichen Dienst erforderliche Ab-
stimmung mit den Ländern noch nicht abgeschlossen 
werden konnte. Die im Zusammenhang mit der Ab-
stimmung notwendigen Prüfungen gestalten sich 
schwierig, weil zunächst geklärt werden muß, auf 
welche Weise der sich nach den bisherigen Vorstel-
lungen zum Vollzug des Arbeitssicherheitsgesetzes 
ergebende zusätzliche Personal- und Sachaufwand 
angesichts des Zwangs zur Einsparung, insbesondere 
der Personalkosten, aufgebracht werden kann. Zu 
diesem Problem hat die Bundesregierung in ihrem 
Unfallverhütungsbericht vom 29. Januar 1976 (BT-
Drucksache 7/4668) eingehend Stellung genommen 
(S. 117, 126) . 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Grimming (SPD) 
(Drucksache 7/4926 Frage A 11) : 

Wie hoch ist die Zahl der im Bundesdienst Beschäftigten, die 
in Berlin (West) tätig sind? 

Ohne diejenigen Beschäftigten, deren Dienstherr 
bzw. Arbeitgeber das Land Berlin ist, beträgt die 
Zahl der im Bundesdienst in Berlin (West) Tätigen 
einschließlich der Teilzeitbeschäftigten und Auszu-
bildenden etwa 27 500. Davon sind über 12 000 Voll-
beschäftigte im unmittelbaren Bundesdienst tätig, 
etwa 4 % mehr als 1966. Die Zahl für den mittel-
baren Bundesdienst beträgt ca. 14 600 Vollbeschäf-
tigte, das sind etwa 15 % mehr als in den Jahren 
1972/73. 

Ich bitte um Ihr Verständnis dafür, daß in der zur 
Beantwortung Ihrer Frage zur Verfügung stehenden 
kurzen Zeit weitere Angaben und Vergleichszahlen 
nicht beschafft werden konnten. Zu ergänzenden 
Auskünften bin ich auf Wunsch gern bereit. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Ollesch (FDP) Druck-
sache 7/4926 Frage A 12) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Versicherungsgesell-
schaften keinen Versicherungsschutz in der Kfz-Haftpflicht ge-
währleisten, wenn in einem Fahrzeug zum wiederholten Mal 
Fahrgäste mitgenommen werden, die sich an den Kosten, z. B. 
Benzingeld, beteiligen, und was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, um Arbeitnehmern, Schülern und Studenten in Zukunft 
die Bildung von Fahrgemeinschaften bei vollem Versicherungs-
schutz zu gewährleisten? 

Aufgrund der Bestimmungen in § 2 Ziffer 2 a) der 
Allgemeinen Bedingungen für die Kraftfahrtver-
sicherung ist ein Kraftfahrt-Haftpflichtversicherer im 
Schadenfall von der Verpflichtung zur Leistung frei, 
wenn das versicherte Fahrzeug zu einem anderen 
als im Versicherungsantrag angegebenen Zweck ver-
wendet wird. 

Eine antragswidrige Verwendung liegt nicht vor, 
wenn der Versicherungsnehmer im Rahmen von 
Fahrgemeinschaften ständig Arbeitskollegen oder 
Bekannte mitnimmt, sofern sich diese an den Kasten 
des Versicherungsnehmers nur in einer Weise be-
teiligen, die dessen Kosten mindert. Eine finanzielle 
Beteiligung der Mitfahrer der Fahrgemeinschaft, die 
nicht über eine Erstattung der Unkosten hinaus-
geht, ist mithin unschädlich und beeinträchtigt nicht 
den Versicherungsschutz. 

Der Bundesregierung sind bisher keine Fälle be-
kanntgeworden, die anders behandelt wurden. Soll- 
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ten Ihnen derartige Fälle bekannt sein, bitte ich Sie, 
mich hierüber zu unterrichten, damit im Rahmen der 
Versicherungsaufsicht eine Nachprüfung mit mög-
lichen aufsichtsrechtlichen Konsequenzen veranlaßt 
werden kann. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Höcherl (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4926 Frage A 13) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Erlaubnis der Deutschen 
Bundesbank für die Anlage von liquiden Kassenmitteln im Ban-
kensystem zu erreichen? 

Die Bundesregierung hat in der jüngsten Vergan-
genheit, wenn es der kreditpolitischen Situation ent-
sprach, wiederholt eine anderweitige Einlage von 
Kassenmitteln gemäß § 17 Satz 2 BBankG bei der 
Bundesbank beantragt und die Genehmigung dazu 
erhalten. 

Die Bundesregierung beabsichtigt z. Z. nicht, die 
Zustimmung der Bundesbank zur Einlegung von Kas-
senmitteln außerhalb der Bundesbank zu beantra-
gen. 

Die Bundesregierung behält sich jedoch vor, bei 
geänderter kreditpolitischer Situation erneut An-
träge nach § 17 BBankG zu stellen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Münd-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Ahrens (SPD) 
(Drucksache 7/4926 Fragen A 27 und 28) : 

Trifft es zu, daß 600 Millionen kg Äpfel aus der vorjährigen 
Ernte in den EG-Ländern vernichtet werden sollen, und wenn ja, 
welche Schritte wird die Bundesregierung dagegen unternehmen? 

Wie hoch werden die Kosten einer solchen Vernichtungsaktion 
sein, falls eine Verhinderung dieser Aktion nicht möglich ist? 

Der Bundesregierung liegen keine amtlichen An-
gaben über die geplante Vernichtung von Äpfeln 
aus der vorjährigen Ernte vor. Nach einer vorläufi-
gen Übersicht sind im Wirtschaftsjahr 1975/76 bis-
her wegen der Rekordernte in der Gemeinschaft von 
über 7 Millionen t ca. 500 000 t Äpfel, insbesondere 
in Italien und Frankreich, interveniert worden, für 
die nach den Bestimmungen der Marktordnung fol-
gende Verwendungszwecke vorgesehen sind: 

— Kostenlose Verteilung an Altersheime, Waisen-
häuser, Kinderheime und ähnliche gemeinnützige 
Einrichtungen; 

— kostenlose Verteilung an Schulkinder als Pausen-
äpfel; 

— Verarbeitung und anschließende kostenlose Ver-
teilung der Erzeugnisse an die vorgenannten ge-
meinnützigen Einrichtungen; 

— Destillation zu Alkohol und 

— Verfütterung 

Im EG-Haushalt 1975 ist für die Finanzierung 
dieser Maßnahmen ein Ansatz in Höhe von 44,6 
Millionen RE enthalten. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Münd-
liche Frage der Abgeordneten Frau Dr. Riedel-
Martiny (SPD) (Drucksache 7/4926 Frage A 29) : 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung durchführen, um 
die Vernichtung großer Mengen von Qualitätsäpfeln im Rahmen 
der EG-Marktordnung zu verhindern und damit die Preise für 
die Verbraucher zu senken, und wird sie darauf hinwirken, die 
aus Verbrauchersicht skandalöse Marktordnung möglichst schnell 
zu ändern? 

Die Bundesregierung hat sich von Anfang an bei 
der Gestaltung und Durchführung der EG-Markt

-

organisation für frisches Obst und Gemüse um 
einen Ausgleich zwischen Angebot und Nachfrage 
auf dem Markt für Tafeläpfel bemüht. So ist sie 
ständig für die Festsetzung marktgerechter An-
kaufspreise eingetreten, um die Entstehung struk-
tureller Überschüsse zu verhindern. Bei den Preis-
verhandlungen für das Wirtschaftsjahr 1976/77 
wurde beispielsweise für Äpfel und Birnen eine 
Preisanhebung von nur 4 % gegenüber einer An-
hebung von 8 %  für die übrigen Erzeugnisse dieser 
Marktorganisation beschlossen. Darüber hinaus 
wurde vom Ministerrat zur Verringerung unver-
käuflicher Überschüsse die Einführung einer Ro-
dungsmaßnahme verabschiedet. Die Bundesregie-
rung wird sich auch in Zukunft mit Nachdruck für 
solche Marktordnungsmaßnahmen einsetzen, die zu 
möglichst geringen Interventionen führen und eine 
preiswerte Versorgung der Verbraucher gewährlei-
sten. 

Im übrigen sehen die Bestimmungen der Markt-
organisation keine Vernichtung intervenierter 
Äpfel, sondern u. a. die kostenlose Verteilung an 
Altersheime, Waisenhäuser, Kinderheime u. ä. ge-
meinnützige Einrichtungen vor. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündlichen 
Fragen der Abgeordneten Frau Funcke (FDP) 
(Drucksache 7/4926 Fragen A 41 und 42) : 
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Zu welchem Ergebnis haben die weiteren Erörterungen der 
Bundesregierung mit den Ländern, die in der Antwort der Bun-
desregierung (Drucksache 7/2488) auf die Kleine Anfrage betref-
fend Approbationsordnung für Ärzte (Drucksache 7/2162) in Aus-
sicht gestellt wurde, in bezug auf eine ausreichende Haftpflicht-
versicherung der Studenten der Medizin während der prakti-
schen Ausbildung geführt? 

Gibt es nach diesen Erörterungen immer noch Länder, in denen 
Medizinstudenten während ihrer praktischen Ausbildungszeit in 
Hochschulkliniken und Lehrkrankenhäusern nicht gegen nicht aus-
zuschließende Haftpflichtrisiken versichert sind, und wenn ja, 
welche Länder sind das? 

Die Erörterungen mit den Ländern über die Frage 
einer Haftpflichtversicherung der Studenten wäh-
rend der praktischen Ausbildung im letzten Jahr 
des Medizinstudiums sind noch nicht abgeschlossen, 
so daß derzeit nur ein Bericht über den Sachstand 
möglich ist. 

Danach ist davon auszugehen, daß ein Teil der 
Länder an der Auffassung festhält, eine besondere 
Haftpflichtversicherung für Studenten, die an Uni-
versitätskliniken ausgebildet werden, sei nicht er-
forderlich, weil die Studenten nur unter Aufsicht 
und Verantwortung des ausbildenden Arztes tätig 
werden dürfen. Für Universitätskliniken besteht im 
übrigen in einem Teil der Länder eine Eigenver-
sicherung des Landes. In diesem Zusammenhang 
wird darauf hingewiesen, daß im Rahmen des kli-
nischen Studiums eine Ausbildung an Patienten von 
jeher durchgeführt wurde, ohne daß bisher bekannt-
geworden wäre, daß das Fehlen eines besonderen 
Haftpflichtversicherungsschutzes zu unbilligen Be-
lastungen von Studenten geführt hätte. 

Was die Lehrkrankenhäuser betrifft, so sind alle 
Länder offenbar bereit, entsprechend der 1973 von 
der Kultusministerkonferenz beschlossenen „Mu-
stervereinbarung für die Beteiligung von Kranken-
anstalten außerhalb der Hochschulen an der kli-
nisch-praktischen Ausbildung von Studierenden der 
Medizin" den Krankenhausträgern die Kosten einer 
Erstreckung des Versicherungsschutzes auf die in 
Lehrkrankenhäusern außerhalb der Universitäts-
kliniken auszubildenden Studenten zu erstatten. 

Wegen der besonderen Erfahrung der Länder in 
diesem Bereich und ihrer Verantwortung sollte 
diese Entscheidung ihnen überlassen bleiben. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Pfeffermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4926 Frage A 45) : 

In welcher Weise sieht die Bundesregierung die Aufklärungs-
kampagne des Bundesministeriums für Jugend, Familie und Ge-
sundheit zu den Gefahren des übermäßigen Nikotingenusses 
durch die Annonce von Bundesminister Gscheidle in der Werbe-
zeitschrift des Vereins zur Förderung des deutschen Tabakwaren-
Einzelhandels „Raucher Revue" Nr. 1/1976 unterstützt? 

Der Bundesminister für Verkehr hatte nicht die 
Absicht, mit seiner Anzeige in der „Raucher Revue" 

die Aufklärungsbemühungen des Bundesministe-
riums für Jugend, Familie und Gesundheit zu den 
Gefahren des übermäßigen Nikotingenusses zu 
unterlaufen. Er steht im Gegenteil voll zu dem 
Programm. 

Um die Jahreswende hat der Bundesminister für 
Verkehr eine Aufklärungsaktion gestartet, um über 
die neuen Bestimmungen im Straßenverkehrsrecht 
zur Sicherheit der Verkehrsteilnehmer aufzuklären. 
Von der beauftragten Agentur ist die Druckvorlage 
für diese Anzeige ohne Wissen des Bundesministers 
für Verkehr auch an den Verleger der „Raucher 
Revue" abgegeben worden, der diese Anzeige 
kostenfrei abgedruckt hat. Er hat die verantwort-
liche Agentur darauf hingewiesen, in Zukunft we-
niger eigenmächtig zu verfahren. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Kiechle (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/ 4926 Frage A 46) : 

Ist die Bundesregierung bereit, beim Bundesjugendplan darauf 
Rücksicht zu nehmen, daß eine Reihe von aktiven Jugendver-
bänden ehrenamtlich Tätige haben, die über 21 Jahre alt sind 
und aus beruflichen Gründen zu Schulungszwecken im Regelfall 
nur an Wochenenden fahren können und deswegen durch die 
geplanten vier Tage als Untergrenze bei förderungswürdigen 
Maßnahmen und 21 Jahre Obergrenze bei der Festsetzung des 
Höchstalters benachteiligt würden? 

Ihre Frage bezieht sich offenbar auf den Diskus-
sionsentwurf für Perspektiven zum Bundesjugend-
plan. Dort wurde u. a. zur Diskussion gestellt, 

— die obere Altersgrenze für Teilnehmer, die an 
aus dem Bundesjugendplan geförderten Maßnah-
men teilnehmen — nicht jedoch für haupt- und 
ehrenamtliche Mitarbeiter —, auf 21 Jahre fest-
zusetzen und 

— überregionale Kurse für Jugendliche nur dann 
zu fördern, wenn sie länger als vier Tage 
dauern. 

Legt man aber die genannten Vorschläge zu-
grunde, so würden durch eine Herabsetzung der 
Altersgrenze für die Adressaten des Bundesjugend-
planes die Belange der ehrenamtlichen Mitarbeiter 
überhaupt nicht berührt. 

Die Förderung von Wochenendseminaren ist im 
übrigen Gegenstand der Verhandlungen mit den 
Ländern über eine Harmonisierung der Jugendförde-
rung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden. 

Im übrigen handelt es sich um Vorschläge, die 
mit den Trägern der Maßnahmen nach dem Bun-
desjugendplan in den letzten Monaten ausgiebig 
diskutiert wurden. 

Eine abschließende Entscheidung wird erst nach 
Auswertung aller Stellungnahmen erfolgen. 
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Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage der Abgeordneten Frau Schleicher (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4926 Frage A 47) : 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung sich weigert, dem Be-
schluß des Deutschen Bundestages vom 21. Juni 1974, ein Ge-
samtprogramm „Nichtraucherschutz” zu entwickeln, nach dem 
Vorbild des Aktionsprogramms zur Verhütung und Eindämmung 
des Alkoholmißbrauchs mit einem Bund-Länder-Programm, zu 
entsprechen, und welche Überlegungen haben die Bundesregie-
rung so lange davon abgehalten, dem Beschluß des Deutschen 
Bundestages nachzukommen? 

Die Bundesregierung hat keinen Anlaß zu der An-
nahme gegeben, sie würde den in Frage stehenden 
Beschluß des Deutschen Bundestages nicht ausführen. 
Insoweit kann ich Ihre Frage mit einem eindeutigen 
Nein beantworten. 

Die Bundesregierung hat dem Ersuchen des Deut-
schen Bundestages entsprechend die Erarbeitung des 
Programms in Angriff genommen. Die Problematik 
und Vielschichtigkeit der Materie erfordern nicht 
nur eine intensive Zusammenarbeit zwischen Bund 
und Ländern, sondern auch eingehende Gespräche 
mit Verkehrsträgern und Verbänden. Das Programm 
muß vom Bund und von den Ländern gemeinsam 
getragen werden. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Böhme (Freiburg) 
(SPD) (Drucksache 7/4926 Fragen A 60 und 61) : 

In welchem Verfahren werden die von der Deutschen Bundes-
bahn vorgelegten betriebswirtschaftlichen Zahlen geprüft, um 
unter Einbeziehung von verkehrs-, regional- und strukturpoliti-
schen Gründen das volkswirtschaftlich erforderliche Verkehrs-
netz der Deutschen Bundesbahn zu erstellen, und ist dabei auch 
sichergestellt, daß Vorschläge von Gemeinden Gehör finden 
und beim Prozeß der Entscheidungsfindung mitberücksichtigt 
werden? 

Welchen Stand haben die Planungen der Deutschen Bundes-
bahn im Ausbau- und Neubauprogramm für eine Schnellfahr-
linie im Rheintal (neue zweispurige Trasse), bis wann ist mit 
einem Abschluß der Planung zu rechnen, und können Angaben 
über den Zeitpunkt einer Realisierung der Ausbaupläne gemacht 
werden? 

Zu Frage A 60: 

Alle Daten der betriebswirtschaftlichen Rechnung 
der Deutschen Bundesbahn werden überprüft, die 
auch für die Beurteilung des Schienennetzes nach 
volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten relevant sind. 
Das Ziel der Arbeiten ist es, alle Strecken außerhalb 
des betriebswirtschaftlichen Netzes nach einheit-
lichen Kriterien zu beurteilen. Anregungen und Vor-
schläge von Städten und Gemeinden werden selbst-
verständlich geprüft und fließen in den Entschei-
dungsprozeß ein. 

Zu Frage A 61: 

Ich gehe davon aus, daß Sie in Ihrer Frage die 
Strecke Rastatt—Basel ansprechen. Diese Strecke 
befindet sich nach Angaben der Deutschen Bundes-
bahn (DB) noch im Stadium der Vorplanung, zumal 
mit einer Realisierung wegen anderer dringenderer 
Neubau- und Ausbauvorhaben der DB nicht vor 
1985 zu rechnen ist. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4926 Frage A 64) : 

Trifft es zu, daß das Ostberliner Verkehrsministerium sich 
weigert, die anläßlich des im Juni 1976 im Land Berlin stattfin-
denden 17. Deutschen Chorfestes vorgesehenen 28 Sonderzug

-

paare zuzulassen, und wie beurteilt — bejahendenfalls — die 
Bundesregierung diese neuerliche Schikane Ost-Berlins im Zu-
sammenhang mit den in letzter Zeit sich häufenden Vertragsver-
letzungen Ost-Berlins? 

Das von Ihnen angesprochene Problem ist — 
worüber bereits auch in der Pressé berichtet wur-
de — inzwischen positiv gelöst worden. Die Deut-
sche Reichsbahn hat sich der Deutschen Bundesbahn 
gegenüber bereit erklärt, Sonderzüge zum Chorfest 
des Deutschen Sängerbundes in Berlin im Juni 1976 
durchzuführen. Die genaue Zahl wird — im Rahmen 
der betrieblichen Möglichkeiten der Deutschen 
Reichsbahn — zwischen Experten der beiderseitigen 
Bahnverwaltungen in Kürze festgelegt werden. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Frau Dr. Riedel-Martiny 
(SPD) (Drucksache 7/4926 Frage A 65) : 

Sind der Bundesregierung vom ADAC veröffentlichte Unter-
suchungen bekannt, die die Gefährlichkeit der Lenkräder und 
Lenksäulen in Kraftfahrzeugen nachweisen, und wird sie die 
Sicherheitsanforderungen der Europäischen Vorschrift ECE 12 
im Sinne der Untersuchungsergebnisse überarbeiten und ver-
schärfen? 

Der Bundesregierung ist die betreffende Veröffent-
lichung bekannt. 

Trotz der Erfolge, die mit den international ein-
heitlichen Vorschriften über die Entschärfung der 
Lenkräder und Lenksäulen inzwischen erzielt wur-
den, sind inzwischen bei der UN-Wirtschaftskom-
mission für Europa (ECE) in Genf auf Grund der 
Erfahrungen in der Bundesrepublik Deutschland und 
in anderen Anwenderstaaten Arbeiten angelaufen, 
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diese Vorschriften weiter zu verbessern. Bei der 
Überarbeitung der ECE-Regelung werden auch die 
von Ihnen erwähnten Untersuchungsergebnisse be-
rücksichtigt werden. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Riedl (München) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/4926 Frage A 66) : 

Trifft es zu, daß die Vergünstigung, die die Deutsche Bundes-
bahn den Rentnern einräumt, niemals 50 %, wie in der Werbung 
behauptet, betragen kann, da für den zur Geltendmachung be-
nötigten Seniorenpaß zusätzlich bis zu 98 DM bezahlt werden 
müssen, und wie begegnet die Deutsche Bundesbahn — beja-
hendenfalls — dem Vorwurf irreführender Werbung? 

Die Deutsche Bundesbahn hat zu ihrem Angebot 
„Seniorenpaß" in Anzeigen und Prospekten klar aus-
gedrückt, wer unter welchen Bedingungen und zu 
welchen Kosten 50 % des Fahrpreises sparen kann. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Kunz (Berlin) (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4926 Fragen A 67 und 69) : 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Weigerung 
der DDR, Sonderzüge für die Teilnehmer des Sängerfestes in 
Berlin zur Verfügung zu stellen, einen Bruch der Vorschrift des 
Artikels 1 Abs. 2 des Verkehrsvertrags zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der DDR vom 26. Mai 1972 darstellt? 

Hat die DDR in anderen Fällen seit Abschluß des Verkehrs-
vertrags sich ebenfalls geweigert, Sonderzüge aus besonderen 
Anlässen einzusetzen? 

Zu Frage A 67: 

Das von Ihnen angesprochene Problem ist — 
worüber bereits auch in der Presse berichtet 
wurde — positiv gelöst worden. Die Deutsche 
Reichsbahn hat sich der Deutschen Bundesbahn ge-
genüber bereit erklärt, Sonderzüge zum Chorfest 
des Deutschen Sängerbundes in Berlin im Juni 1976 
durchzuführen. Die genaue Zahl wird — im Rahmen 
der betrieblichen Möglichkeiten der Deutschen 
Reichsbahn — zwischen Experten der beiderseitigen 
Bahnverwaltungen in Kürze festgelegt werden. 

Zu Frage A 68: 

Der Bundesregierung sind solche Fälle nicht be-
kannt geworden. 

Im übrigen ist für den Berlinverkehr nicht der 
Verkehrsvertrag, sondern das Transitabkommen 
maßgebend. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haar auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Immer (Altenkirchen) 
(SPD) (Drucksache 7/4926 Fragen A 71 und 72): 

Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, ge-
eignete Maßnahmen zu treffen bzw. gesetzliche Regelungen vor-
zusehen, die geeignet sind, die Zahl der Abstürze privater Flug-
zeuge zu reduzieren? 

Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, 
das Auffinden abgestürzter Privatflugzeuge dadurch zu erleich-
tern und zu beschleunigen, daß sie durch eine gesetzliche Regelung 
oder durch eine Verordnung den Einbau von Notrufsendern, 
wie es das Luftfahrtbundesamt angeregt hat, vorschreibt? 

Zu Frage A 71: 

Die weitaus überwiegende Zahl der Flugunfälle 
im Bereich der Privatluftfahrt ist auf menschliches 
Fehlverhalten zurückzuführen. Der Schwerpunkt 
der Maßnahmen der Bundesregierung zur Verbes-
serung der Flugsicherheit liegt daher im Bereich 
der Ausbildung und der Flugbetriebsdurchführung. 
Auf diesen Gebieten hat die Bundesregierung u. a. 
folgende gesetzliche Regelungen und Maßnahmen 
getroffen bzw. eingeleitet: 

— Am 1. März 1976 ist eine Neufassung der Ver-
ordnung für Luftfahrtpersonal (LuftPersV) in 
Kraft getreten, die an Qualität und Umfang der 
Fachausbildung der privaten Luftfahrer wesent-
lich höhere Anforderungen als bisher stellt und 
außerdem den Erwerb von Funksprechzeugnis-
sen allgemein vorschreibt. 

— Am 1. Januar 1976 hat der Deutsche Wetter-
dienst (DWD) eine Verbesserung der ,,Automa-
tischen Flugwetteransage für die Allgemeine 
Luftfahrt" eingeführt, die geeignet ist, zu einer 
Minderung der Schlechtwetterunfälle beizutra-
gen. 

— Das Luftfahrt-Bundesamt (LBA) wird die Be-
triebsordnung für Luftfahrtgerät (LuftBO) durch 
Vorschriften über die Flugvorbereitung und Be-
triebsdurchführung in der Privatluftfahrt ergän-
zen. 

— Der Leistungsstand der Privatluftfahrer wird 
ferner durch die Einführung audiovisueller Lehr-
methoden und programmierter Ausbildungsver-
fahren, durch Flugsicherheitsmitteilungen des 
LBA, Flugsicherheitsfilme sowie ähnliche ge-
zielte Maßnahmen weiter verbessert und inten-
siviert. 

Zu Frage A 72: 

Um die Suche nach abgestürzten oder überfälligen 
Privatluftfahrzeugen sowie den Rettungseinsatz 
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nach dem Auffinden zu erleichtern und zu beschleu-
nigen, hat der Bundesminister für Verkehr folgende 
Regelungen und Maßnahmen getroffen: 

— Die Ausrüstung mit Rettungssendegeräten ist für 
genehmigungspflichtige Flüge von Privatluftfahr-
zeugen über See bereits vorgeschrieben. 

— Das Luftfahrt-Bundesamt (LBA) bereitet eine Er-
gänzung der Betriebsordnung für Luftfahrtgerät 
(LuftBO) vor, die auch für nichtgenehmigungs-
pflichtige Flüge je nach Art des Fluges die Mit-
führung von Not- bzw. Rettungssendegeräten 
vorschreiben wird. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Brück auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Schluckebier (SPD) (Druck-
sache 7/4926 Fragen A 100 und 101) : 

Gibt es Pläne oder konkrete Vorhaben für eine Zusammen-
arbeit von Entwicklungsdiensten für Freiwillige aus der Bundes-
republik Deutschland und anderen Industriestaaten, die freiwil-
lige Entwicklungshelfer entsenden? 

Gibt es Bestrebungen, die wirtschaftliche, soziale und arbeits-
rechtliche Stellung der Mitglieder von Entwicklungsdiensten in 
den verschiedenen Industriestaaten einander anzugleichen, z. B. 
im Rahmen von Entwicklungshelfergesetzen? 

Zu Frage A 100: 

Die privaten europäischen Dienste, darunter auch 
die anerkannten Träger des Entwicklungsdienstes in 
der Bundesrepublik Deutschland, haben sich 1964 zur 
„Regionalkonferenz für Internationalen Freiwilligen

-

dienst" (RCIVS) zusammengeschlossen, um die spe-
ziellen Anliegen der Dienste in Zusammenarbeit mit 
dem Europarat zu erörtern. 

Im europäischen Rahmen gibt es außerdem einen 
besonders engen Erfahrungsaustausch sowie die ge-
genseitige Vermittlung von Fachkräften aus Schwe-
sterorganisationen der anderen Länder beispiels-
weise unter den kirchlichen Diensten sowie bei Ei-
rene. Diese Kooperation findet u. a. in der Katho-
lischen Arbeitsgemeinschaft für die Entsendung von 
Fachkräften (Sitz in Brüssel) und in den National 
Correspondence Meetings des Weltrates der Kir-
chen (in Genf) statt. 

Die Zusammenarbeit zwischen Entwicklungsdien-
sten der Industriestaaten greift auch über Europa 
hinaus. Der wichtige Arbeitsbereich der Förderung 
einheimischer Dienste wird vom Freiwilligendienst 
der Vereinten Nationen (UNV) wahrgenommen, in 
dem Freiwillige aus Industrie- und Entwicklungslän-
dern vornehmlich in Projekten der Vereinten Natio-
nen arbeiten. Die deutschen Dienste Unterstützen 
UNV durch die Rekrutierung und Vorbereitung von 
Entwicklungshelfern für dessen Programme. 

In den Entwicklungsländern — „vor Ort" — gibt 
es formelle und informelle Arbeitskontakte zwischen 

Entwicklungsdiensten zur Lösung aktueller Einzel-
probleme. In vielen Entwicklungsländern führen die 
Beauftragten der dort tätigen Entwicklungsdienste 
der Industriestaaten regelmäßige Arbeitsbespre-
chungen durch, um konkrete Fragen der Zusammen-
arbeit zu lösen und die Programme aufeinander ab-
zustimmen. In einigen Entwicklungsländern finden 
auch gemeinsame Kurse der Gastlandvorbereitung 
statt. 

Zu Frage A 101: 

Es sind Bestrebungen im Gange, im Rahmen der 
„Regionalkonferenz für Internationalen Freiwilligen

-

dienst" (RCIVS) einen Überblick über den derzeiti-
gen Stand der wirtschaftlichen, sozialen und arbeits-
rechtlichen Stellung der Entwicklungshelfer der euro-
päischen Dienste zu erarbeiten. 

Einheitliche gesetzliche Regelungen in bezug auf 
die Entwicklungsdienste sind in den Industrielän-
dern schon aufgrund der unterschiedlichen Struk-
turen ihrer Dienste und angesichts des verschiede-
nen Stellenwerts ihrer Dienste im Rahmen der Ent-
wicklungszusammenarbeit kaum möglich. Allerdings 
sind Fragen der wirtschaftlichen, sozialen und ar-
beitsrechtlichen Stellung der Entwicklungshelfer Be-
standteil des internationalen Erfahrungsaustausches. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift

-

liche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (Mün

-

chen) (CDU/CSU) (Drucksache 7/4926 Frage B 27) : 

Beabsichigt die Bundesregierung, eine Änderung des § 971 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs vorzuschlagen, um die dort festgelegten 
Wertgrenzen und Prozentsätze gegebenenfalls den veränderten 
wirtschaftlichen Verhältnissen anzupassen? 

Der Bundesrat hat auf Initiative Hessens beim 
Deutschen Bundestag den Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung von Vorschriften des Fundrechts ein-
gebracht (Bundestagsdrucks. 7/3559). Dieser Entwurf 
sieht u. à. eine Änderung des § 971 BGB vor, durch 
welche dieser den veränderten wirtschaftlichen Ver-
hältnissen angepaßt werden soll. Die Bundesregie-
rung hat in ihrer Stellungnahme zu dem Gesetzent-
wurf dieser Änderung des § 971 BGB zugestimmt. 

Der Gesetzentwurf ist vom Deutschen Bundestag 
in der 173. Sitzung vom 22. Mai 1975 in erster 
Lesung beraten und dem Rechtsausschuß (federfüh-
rend) sowie dem Innenausschuß überwiesen wor-
den. Der Rechtsausschuß hat den Entwurf bisher 
nicht beraten. 

Die Bundesregierung sieht bei der gegebenen 
Sachlage keinen Anlaß, nun auch noch ihrerseits 
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einen Gesetzentwurf, der die Änderung des § 971 
BGB zum Gegenstand hat, beim Deutschen Bundes-
tag einzubringen. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Geldner (FDP) (Druck-
sache 7/4926 Frage B 40) : 

Wie hat sich die Kindergeldreform für die Landwirtschaft aus-
gewirkt, und wie stellen sich diese Leistungen der öffentlichen 
Hand in der Einkommensrechnung dar? 

Die Kindergeldreform hat sich für die Landwirt-
schaft sehr positiv ausgewirkt. Ich kann diese An-
sicht, die ich schon zum Jahresende 1975 mehrfach 
öffentlich vertreten habe, nur noch einmal ausdrück-
lich unterstreichen. 

Gegenüber der früheren gesetzlichen Regelung 
sind der Landwirtschaft insgesamt 1975 schätzungs-
weise etwa 565 Millionen DM mehr zugeflossen. 
Auf die Haupterwerbsbetriebe entfielen davon rund 
385 Millionen DM oder je Betrieb durchschnittlich 
etwa 700 DM. Aber nicht nur für die hauptberufliche 
Landwirtschaft, auch für die Nebenerwerbslandwirte 
brachte die Kindergeldreform Vorteile. Diese Be-
triebe hatten um rund 180 Millionen DM höhere 
Einkünfte, das sind etwa 480 DM im Durchschnitt 
der Betriebe. 

Die Verbesserung der landwirtschaftlichen Fami

-

lieneinkommen hat ihre Ursache darin, daß sich die 
steuerlichen Kinderfreibeträge durch die Pauschal-
regelungen für die Einkommensbesteuerung in der 
Landwirtschaft bei vielen Familien früher nicht aus-
gewirkt haben. Die direkte Zahlung des Kindergel-
des kommt dagegen allen landwirtschaftlichen Fami-
lien mit Kindern zugute. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß sich direkte 
Sozialleistungen wie das Kindergeld nicht in der 
Einkommensrechnung, das heißt bei der Berechnung 
des betrieblichen Reineinkommens, niederschlagen. 
Daß sie für das verfügbare Einkommen der Familien 
ein erhebliches Gewicht haben, versteht sich bei den 
für den Durchschnitt der Betriebe vorgenannten 
Größenordnungen von selbst. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/4926 Frage B 41) : 

Wie wirken sich die Transportsubventionen für Agrarprodukte 
in Frankreich auf den Wettbewerb im EG-Agrarmarkt aus, nach-
dem die deutsche Frachtbeihilfe für Getreide ausläuft? 

Der Bundesregierung sind Frachtsubventionen für 
den Export von Getreide aus Frankreich in die Bun-
desrepublik nicht bekannt. Lediglich im Bereich von 
Obst und Gemüse zahlt der französische Staat der 
französischen Staatsbahn einen Ausgleich dafür, daß 
sie für periphere Departements (z. B. Bretagne) den 
flächenneutralen Tarif beibehalten hat und nicht 
dazu übergegangen ist, die Frachten für Ne-
benstrecken — entsprechend dem geringeren Gut-
aufkommen — anzuheben. Auf das Marktgeschehen 
in der Bundesrepublik hat sich diese Frachtstützung 
bisher nicht nachweisbar ausgewirkt. 

Im Getreideverkehr sind für den Bereich der 
Eisenbahnen die allgemein veröffentlichten und 
rechtsverbindlichen Tariffrachten zu zahlen. Für den 
gewerblichen Straßengüterverkehr ist der Deutsch- 
Französische-Straßengütertarif anzuwenden. In der 
gewerblichen Binnenschiffahrt besteht keine Tarif-
bindung; hier können die Getreidefrachten frei ver-
einbart werden. Sie richten sich dementsprechend 
nach der jeweiligen Marktlage. 

Die Einstellung der „Frachthilfe für Getreide" mit 
Ablauf des Getreidewirtschaftsjahres 1975/76 dürfte 
keine negativen Auswirkungen auf die Wettbe-
werbsfähigkeit des deutschen Getreides haben, da 
auch für aus Frankreich importiertes Getreide künf-
tig Frachthilfe (ab Grenze) nicht mehr gewährt wird. 
Die Wettbewerbssituation zwischen deutschem und 
französischem Getreide wird zudem erfahrungsge-
mäß wesentlich stärker durch Ernteausfall, Welt-
marktlage, Qualität sowie  mit Währungsschwan-
kungen zusammenhängende Faktoren beeinflußt als 
durch die Höhe der Frachtkosten. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Brück auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Schedl (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/4926 Frage B 118) : 

Treffen Meldungen zu, die Bundesregierung beabsichtige, die 
deutsche Entwicklungshilfe für Bangladesch zu kürzen und eine 
mit deutscher Hilfe aufgebaute Rinderzuchtmusterfarm vorzeitig 
zu übergeben, und wie rechtfertigt die Bundesregierung — be-
jahendenfalls — diese Haltung? 

Die Meldungen treffen nicht zu. 

Anlage 25 

Anwort 

des Parl. Staatssekretärs Brück auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Jäger (Wangen) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/4926 Frage B 119) : 
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Treffen Pressemeldungen („Die Welt" vom 18. Februar 1976) zu, 
wonach die Bundesregierung plant, mit einem Aufwand von zu-
nächst 20 Millionen DM ein für entwicklungspolitische Zwecke 
vorgesehenes Luftschiff zu entwickeln, das bei einer Firma in 
Mülheim/Ruhr gebaut werden soll, und warum hat die Bundes-
regierung bejahendenfalls die Zeppelinstadt Friedrichshafen bei 
derartigen Projekten nicht in ihre Überlegungen einbezogen? 

Es trifft zu, daß die Bundesregierung Überlegun-
gen zum Einsatz von Luftschiffen für den Lasten-
transport in den Entwicklungsländern anstellt. 

Die Bundesregierung beabsichtigt zunächst die 
Eignung durch den Probeeinsatz eines kleineren,  

bei der Firma Westdeutsche Luftwerbung Theodor 
Wüllenkempfer KG verfügbaren Pralluftschiffes in 
einigen westafrikanischen Ländern zu prüfen, be-
vor über einen  Entwicklungsauftrag entschieden 
wird. 

Die Firma Westdeutsche Luftwerbung Theodor 
Wüllenkemper KG ist derzeit der einzige Herstel-
ler von Pralluftschiffen in Europa, der jahrelange, 
praktische Erfahrungen im Bau und Einsatz von 
Pralluftschiffen hat. Aus diesem Grunde hat sich 
der Bundesregierung die Frage der Einbeziehung 
weiterer Firmen nicht gestellt. 
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